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Wir helfen Flüchtlingen.

Kirchliche Hilfsstelle

für Flüchtlinge

10 Jahre 



Wir danken dem Kirchenkreis Altona und dem Ausschuss für Kirchliche Weltdienste 

der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche (AKWD) für die Finanzierung dieser Publikation.



Liebe Leserinnen und Leser,

vor zehn Jahren haben wir die Hilfsstelle für Flüchtlinge

in Hamburg-Altona eingeweiht und die ersten Räume in

einem kleinen Ladenbüro bezogen. Die Idee dazu war älter.

Menschen, die in Initiativen, in Stadtteilzentren und Ge-

meinden für Flüchtlinge in Hamburg engagiert waren,

haben sich zusammengetan und eine unabhängige Bera-

tungsstelle in unmittelbarer Nähe zur damaligen Erst-

aufnahmeeinrichtung auf den Wohnschiffen im Altonaer

Hafen gefordert. Denn ohne eine unabhängige, kompeten-

te und am einzelnen Menschen interessierte Beratung

kommen Flüchtlinge in Hamburg schwer zu ihrem Recht.

Auch heute. Am Ende war es die Evangelische Kirche, die

sich eine Finanzierung des Projektes vorstellen konnte.

Und das nicht ohne Grund. Denn die biblische Botschaft

ruft die Kirchen in besonderer Weise in die Verantwortung

für Flüchtlinge und MigrantInnen. Das Schutzgebot

gegenüber Menschen, die auf der Flucht vor Verfolgung

sind, ist eindeutig und parteilich. Die Liebe zum Nächsten

gilt grenzenlos. Die christliche Perspektive ist weder eng

noch national oder gar lokal beschränkt.

Inzwischen ist der Fluchtpunkt aus Hamburg nicht

mehr wegzudenken. Zahllose Frauen, Männer und Kinder

auf der Flucht haben dort eine hilfreiche und unterstüt-

zende Beratung gefunden. Daneben ist flucht.punkt für

viele engagierte Menschen in Gemeinden und Initiativen,

für JournalistInnen und JuristInnen, für Kirchenleute und

PolitikerInnen eine gute Adresse in Flüchtlingsfragen ge-

worden. Und dazu ein notwendiges kritisches Gegenüber

zu den Verantwortungstragenden in Politik und Behörden.

Für all dies, die viele Unterstützung und die engagierte

Mitarbeit während der letzten zehn Jahre möchten wir

ausdrücklich allen danken. Wir legen heute keinen her-

kömmlichen Arbeitsbericht vor. Wir wollen den Weg des

flucht.punkt nahe am Geschehen nachzeichnen. Deshalb

haben wir Fallgeschichten und Themen zusammengetra-

gen, die keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben.

Unsere Sicht auf 10 Jahre Flüchtlingspolitik und -beratung

will nachdenklich machen und zum Engagement motivie-

ren. Wir hoffen, dass Sie uns auch in den nächsten Jahren

weiter unterstützen.

Mit herzlichen Grüßen

Frank Howaldt, Pastor

Vorsitzender des Beirates 

von flucht.punkt

Hans Dehning 

Hamburger Arbeitskreis Asyl e.V.

Stellvertretender Vorsitzender 

des Beirates von flucht.punkt



Kriege und Völkermorde in Europa trieben mehrere

Millionen Menschen in die Flucht. Sie überlebten oft nur

durch Flucht nach Amerika, Afrika oder Asien. Die

Ereignisse des 20. Jahrhunderts führten zu der Erkenntnis,

dass Flüchtlinge besonderen Schutz benötigen.

Aus der Geschichte gelernt:

Die Genfer Flüchtlingskonvention
Schon der Völkerbund entwickelte kurz nach Ende des

Ersten Weltkriegs einen Kanon internationalen Rechts

zum Schutz von Flüchtlingen. Am 28. Juli 1951 verab-

schiedete die UN-Konferenz das universell geltende

Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge: Die

»Genfer Flüchtlingskonvention« (GFK). Sie beschränkte

sich anfangs hauptsächlich auf den Schutz von Menschen,

die aufgrund von Ereignissen in Europa vor 1951 zu

Flüchtlingen geworden waren. Erst das Protokoll von 1967

hob die geographischen und zeitlichen Begrenzungen auf.

Seither gilt die GFK weltweit. 143 Staaten, unter ihnen

Deutschland, erklärten sich mit der Unterzeichnung des

Abkommens dazu bereit, die Verantwortung für den

Schutz wenigstens derjenigen Flüchtlinge zu übernehmen,

die politische Verfolgung wegen ihrer Rasse, Religion,

Staatsangehörigkeit, ihrer Zugehörigkeit zu einer bestim-

mten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Über-

zeugung befürchten müssen.

Veränderte Verfassung:

Asylrecht im Grundgesetz
Auch die VerfasserInnen des bundesdeutschen Grund-

gesetzes zogen ihre Lehren aus den Folgen des National-

sozialismus und verankerten 1949 den individuellen

Anspruch auf Schutz in der deutschen Verfassung. In

Artikel 16 heißt es: »Politisch Verfolgte genießen

Asylrecht«. 44 Jahre nach der Gründung der Bundes-

republik schränkte der Gesetzgeber diesen vorbehaltlosen,

einklagbaren Rechtsanspruch auf Asylgewährung mit der

Grundgesetzänderung von 1993 erheblich ein.

Schlechtes Vorbild:

Deutschland besonders restriktiv 
Seit der Verfassungsänderung können Flüchtlinge, die

durch ein »sicheres« Land eingereist sind, zurückgewiesen

werden (»Drittstaatenregelung«). Damit hat die Bundes-

republik eine bis heute andauernde Diskussion in der

Europäischen Union angestoßen, in der es nicht mehr um

Flüchtlingsschutz, sondern nur noch um den Schutz vor

Flüchtlingen durch Grenzsicherung geht. Die Regierung

argumentierte damals, Deutschland nähme weit mehr

AsylbewerberInnen auf als andere EU-Staaten. Dabei ver-

schwieg sie, dass andere Mitgliedsstaaten im Gegensatz

zu Deutschland auch andere Einwanderungsmöglichkei-

ten neben der Asylantragstellung offen hielten. Deutsch-

land blockiert bis heute jede Regelung auf EU-Ebene, die

eine Liberalisierung des deutschen Flüchtlingsrechtes

nach sich ziehen würde. Viele EU-Mitgliedsstaaten sind

bereits dem restriktiven Vorbild Deutschlands gefolgt.

Mittlerweile stehen selbst die Grundlagen der GFK und

der Europäischen Menschenrechtskonvention zur

Disposition. Diskutiert werden Internierungslager inner-

halb der EU und Abfanglager in den Herkunftsregionen.

Undurchdringlich? 

Europa macht dicht
In den vergangenen zehn Jahren haben sich die EU-wei-

ten Asylantragszahlen mehr als halbiert. Begehrten 1993

noch rund 600.000 Menschen Asyl in einem der europäi-

schen Mitgliedsstaaten, stellten im Jahr 2003 nur noch

288.000 Flüchtlinge einen Asylantrag. Die meisten Asyl-

antragstellerInnen in Europa kommen derzeit aus Tsche-

tschenien. In der Bundesrepublik kommen die meisten

Menschen auf der Flucht



Asylsuchenden aus der Türkei und dem ehemaligen

Jugoslawien. Die sinkenden Asylantragszahlen erklärt der

Hohe Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen

(UNHCR) unter anderem mit der restriktiven Asylpolitik

der westeuropäischen Staaten. Diese führt dazu, dass

immer weniger Flüchtlinge, die nach Europa kommen,

einen Asylantrag stellen. Die Aufrüstung der EU-

Außengrenzen hält nur wenige Flüchtlinge davon ab, ihr

Leben auf dem Weg nach Europa zu riskieren.

Verschiedene Schätzungen gehen von rund 500.000

Flüchtlingen aus, die jährlich versuchen, in die EU einzu-

reisen. Menschen ertrinken im Mittelmeer, ersticken in

Containern oder erfrieren in Schiffsbäuchen. In den ver-

gangenen zehn Jahren, so die Organisation »United

against Racism«, starben rund 5.000 Flüchtlinge auf dem

Weg nach Europa. Die Überlebenden hängen zu

Tausenden in Lagern fest, in Flughafentrakten, Massen-

unterkünften und Haftanstalten diesseits und jenseits der

europäischen Außengrenzen.

Gute Gründe:

Warum Menschen fliehen
Es ist weder die Furcht vor restriktiven Asylgesetzen

noch die Hoffnung auf soziale Leistungen, die eine Flucht

verhindert oder auslöst – es ist die Situation in den Her-

kunftsländern, die Angst davor, ermordet oder (erneut)

verfolgt, bedroht, verletzt, verstümmelt zu werden. Oder

es ist schlicht die Angst, zu verhungern. Nach Angaben des

UNHCR sind über 40 Millionen Menschen weltweit auf

der Flucht, mehr als die Hälfte von ihnen sind minder-

jährig. Viele Flüchtlinge, vor allem Frauen und Kinder,

erreichen oft nur die nächste Landesgrenze. Sie leben zu-

meist in Flüchtlingslagern im Herkunfts- oder einem

Nachbarland. Nationen in Afrika und Asien mit wesentlich

geringeren wirtschaftlichen Ressourcen als die Industrie-

länder nehmen größere Zahlen von Flüchtlingen für

wesentlich längere Zeiträume auf. Sieben von zehn

Schutzsuchenden haben im letzten Jahrzehnt Asyl in

Entwicklungsländern gefunden. Schwere Krisen wie die in

der sudanesischen Provinz Darfur wirken sich deshalb

kaum auf die Asylsituation in Westeuropa aus.

Nicht für alle:

Kinderrechte in Deutschland 
Die Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen

von 1989 legt fest, dass Kinder überall auf der Welt

Anspruch auf den besonderen Schutz der Gemeinschaft

haben. 1992, unter Bundesinnenminister Manfred 

Kanther (CDU), unterzeichnete auch Deutschland die

Konvention, allerdings unter Vorbehalt: Das deutsche Asyl-

und Ausländerrecht dürfe keinesfalls von der Kinder-

rechtskonvention eingeschränkt werden. Auch Bundes-

innenminister Otto Schily (SPD) weigert sich bis heute,

den Vorbehalt aufzugeben. In der Folge werden ausländi-

sche Kinder nicht anders behandelt als ausländische

Erwachsene. Die Behörden erkennen bei ausländischen

Kindern ihre Pflicht nicht, das Kindeswohl zu schützen.

Ein hoher Preis:

Zuwanderung oder Abschottung?
Die Diskussion um Zuwanderung in den Industrie-

nationen ist emotionalisiert. Viele glauben, wir hätten das

Recht, den Schutz des Wohlstandes über das Wohl von

Schutzsuchenden zu stellen – selbst wenn dies Menschen-

leben kostet. Wir stehen jedoch sowohl rechtlich als auch

ethisch-moralisch in der Verpflichtung, Flüchtlingen

Schutz zu gewähren. Als reiche Industrienation und als

Mitglied der Europäischen Union kann Deutschland diese

Bürde nicht allein den ärmsten Regionen der Erde über-

lassen.

*Hamburg als »Fluchtpunkt« braucht eine Beratungsstelle wie flucht.punkt, die schutz-
suchende Flüchtlinge in Hamburg unterstützt. Ich wünsche flucht.punkt viel Erfolg.

Marie-Luise Beck, Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 

Fotos: terre des hommes/Michael Bünte, Masaru Goto, Medel Hernani, Volkswagen AG Konzernbetriebsrat, Steve Felton



Das Bruttosozialprodukt pro Kopf lag 1999 in Deutsch-

land bei 25.300 US-Dollar, in Afrika dagegen bei durch-

schnittlich 660 US-Dollar. Schuld an diesem krassen

Gefälle ist auch die EU, die mit ihren Subventionen für

landwirtschaftliche Exporte die lokale Lebensmittel-

Produktion in Afrika und anderswo zu Grunde konkurriert,

die Fischgründe des Atlantiks vor den Netzen von Afrikas

Fischern abräumt und Schutzmaßnahmen der Entwick-

lungsländer für ihre wirtschaftliche Binnenentwicklung als

WTO-widrig bekämpft.

Im Übrigen stellt sich die Frage, ob Abschottungspolitik

überhaupt geeignet ist, dauerhaft den Wohlstand in

Deutschland zu schützen. ExpertInnen gehen davon aus,

dass die Bundesrepublik wirtschaftlich und demogra-

phisch auf Einwanderung angewiesen ist. Dennoch ver-

weigern wir Familien, deren Kinder oft schon in Deutsch-

land geboren sind, ein Bleiberecht. 217.000 Menschen

leben derzeit in der prekären Lebenssituation der so

genannten Kettenduldung und dürfen deshalb weder ar-

beiten noch eine Ausbildung beginnen. Auch das Zuwan-

derungsgesetz wird diesen Missstand nicht beheben.

EU-Beschlüsse zu Grenzkontrollen 

und Asylstandards

1990 Das Schengener Abkommen regelt den freien Per-

sonenverkehr für EU-BürgerInnen.

1990 und 2003 Die Dubliner Übereinkommen regeln die

Zuständigkeit der EU-Länder für die Prüfung von

Asylanträgen.

1993 Der Maastricht-Vertrag erklärt Asyl zu einer Frage

gemeinsamen Interesses für die EU.

1994 vereinbaren die EU-Mitgliedsstaaten die Möglich-

keit, Verträge mit Nicht-Mitgliedsstaaten abschließen zu

können, um abgelehnte Asylsuchende in Länder abzu-

schieben, die sie auf dem Weg in die Europäische Union

durchquert haben.

1995 verabschieden die EU-Minister eine Resolution zu

Mindestgarantien für Asylverfahren.

1999 Der Vertrag von Amsterdam sieht ein gemeinsames

Asylsystem vor.

1999 Der Europäische Rat legt in Tampere (Finnland) die

wichtigsten Grundsätze für ein gemeinsames Asylver-

fahren fest.

2000 schreibt die Charta der Grundrechte der Europä-

ischen Union Asyl als Grundrecht innerhalb der Union

fest.

2002 Die Ministerbeschlüsse von Sevilla konzentrieren

sich hauptsächlich auf die Maßnahmen zur Bekämpfung

der illegalen Einwanderung, den Schutz der Außengrenzen

sowie die Rückübernahme und die Rückkehr von

Flüchtlingen.

2003 Die Mitgliedsstaaten einigen sich auf Mindest-

normen für die Unterbringung, Gesundheitsversorgung,

Bildung, Erwerbstätigkeit und Rechtssicherheit von Asyl-

bewerberInnen.

2004 Kurz bevor die EU von 15 auf 25 Mitgliedsstaaten

anwächst, definieren die EU-Innenminister in der Asyl-

verfahrensrichtlinie neue Nachbarländer wie Ukraine,

Moldawien, Albanien u.a. zu »sicheren Drittstaaten«.



Links und Tipps zum Weiterlesen:

Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen

www.unhcr.de

Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 

www.bafl.de

Ärzte ohne Grenzen 

www.aerzte-ohne-grenzen.de

Pro Asyl

www.proasyl.de

Kirchliche Flüchtlingsarbeit im Sprengel Hamburg

www.hamburgasyl.de

Flüchtlingsrat Hamburg

www.fluechtlingsrat-hamburg.de

amnesty international

www.amnesty.de

Human Rights Watch 

www.hrw.org

Thema Migration auf dem »Bildungsserver«

www.migration-online.de

Kein Mensch ist illegal

www.contrast.org/borders/kein

Umfassende Linksammlung auch unter:

www.aktivgegenabschiebung.de/links_info.html

terre des hommes

www.terredeshommes.de 

*Selbst aus bayerischer Sicht ist Hamburg nur für Touristen gut und für Flüchtlinge schlecht.
Der einzige Grund, nicht aus Hamburg weiterzufliehen, ist flucht.punkt.

Rechtsanwalt Hubert Heinhold, Rechtsgutachter, München



1994 

»Ein Anfang ist da und ein Zeichen für die Stadt«, freute

sich Bischöfin Maria Jepsen, als sie im Oktober 1994 mit

einem Gottesdienst die kirchliche Hilfsstelle für Flüchtlinge,

flucht.punkt, eröffnete. Und der damalige Flüchtlingsbeauftrag-

te der Nordelbischen Kirche, Helmut Frenz, unterstrich: »Wir

müssen von uns aus die Initiative ergreifen. Wir müssen den

Flüchtlingen entgegengehen und nicht fragen, ob sie

Hilfe verdient haben oder dazu berechtigt sind.«

Solch klare Parteilichkeit für Flüchtlinge war Anfang der

neunziger Jahre keine gesellschaftliche Selbstverständlichkeit.

1993 trat die heftig umstrittene Grundgesetzänderung in

Kraft, die mit dem neu geschaffenen Zusatzartikel 16 a das

Recht auf Asyl massiv einschränkte. Damit war absehbar, dass

sich die rechtliche Situation der Flüchtlinge dramatisch ver-

schlechtern würde.

Die Nordelbische Kirche reagierte umgehend auf die neue

Situation: In ihrem Beschluss von 1994 kritisierte die Synode,

dass es Flüchtlingen wegen »der im neuen Asylverfahrens-

gesetz erheblich gekürzten Fristen nicht mehr [möglich sei],

sich angemessen und rechtzeitig beraten bzw. informieren zu

lassen«. Sie entschied sich »angesichts dieser zunehmend

schwierigen Situation für Asylbewerber und Asylbewerberin-

nen« für »die exemplarische Einrichtung einer unabhängigen

kirchlichen Hilfsstelle für Flüchtlinge«. Diese sollte in fußläu-

figer Entfernung zu den vier Wohnschiffen liegen, auf denen

zeitweise mehr als 2.000 Menschen lebten und auf ein 

Bleiberecht in Deutschland hofften. Die Landeskirche hob

flucht.punkt aus der Taufe; der Kirchenkreis Altona über-

nahm die Trägerschaft.

94 
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Die Kirchenleitung der Nordelbischen Kirche
erklärt sich zum Kirchenasyl: Als ultima ratio sei
denkbar, »dass gegen den Willen des Staates
Maßnahmen ergriffen werden, die eine drohende
Abschiebung verzögern oder verhindern sollen.«

Die Ökumenische Bundes-
arbeitsgemeinschaft Asyl in
der Kirche gründet sich.

06  94

Ü B E R L E B E N  I M  G E S E T Z E S D S C H U N G E L : D a s  J u g o s l a w i e n , a u s  d e m  I d r i z

u n d  G o r d a n a  B a h t i j a r i  v o r  z e h n  J a h r e n  k a m e n , g i b t  e s  n i c h t  m e h r. I h r e

v i e r  K i n d e r  s i n d  H a m b u r g e r I n n e n .

DIREKT NACH DER EINREISE IM JANUAR 1994 stellt das

junge Paar Bahtijari aus Montenegro und Bosnien einen

Antrag auf Asyl. Fast fünf Jahre später, kurz vor der Geburt

ihres dritten Kindes kommt die Ablehnung. Die Bahtijaris klagen –

und verlieren im Jahr 2001. »Ohne flucht.punkt hätten wir uns

im Dschungel der Gesetze nicht zurecht gefunden«, sagt Herr

Bahtijari. Eine Zeit lang darf er den Lebensunterhalt für sich und

seine Familie als LKW-Fahrer verdienen, dann entzieht ihm die

Ausländerbehörde die Arbeitserlaubnis und zwingt ihn in die

Sozialhilfe. 2004: Derzeit versucht die Behörde, die Familie

getrennt abzuschieben. Eine angsteinflößende Vorstellung für das

Paar und ihre Kinder: »Wir brauchen einander.«

Hilfsstelle flucht.punkt
Parteiliche Flüchtlingsarbeit 
als kirchliche Aufgabe



In den Anfangsjahren begehrten die Flüchtlinge vor

allem Beratung zu asylrechtlichen Fragen. Heute ist es

meist die Angst vor der drohenden Abschiebung, wegen

der die Schutzsuchenden die kirchliche Beratungsstelle

aufsuchen. Sie kommen zu flucht.punkt, weil die Auslän-

derbehörde sie jahrelang im unsicheren Status der »Dul-

dung« hält; weil sie sich als traumatisierte Kriegsflücht-

linge vor einer erzwungenen Rückkehr fürchten; weil sie

ihren »illegalen« Aufenthalt in Deutschland legalisieren

möchten oder medizinische Hilfe brauchen oder aber weil

ihnen in ihrem Herkunftsland Gefahren drohen, die die

deutsche Regierung nicht als asylrelevante Verfolgung

anerkennt. Immer häufiger sind es Familien mit ihren hier

geborenen Kindern. Für die meisten ist flucht.punkt

der letzte Rettungsanker.

Die Diplom-Sozialpädagoginnen Anne Harms und Almut

Jöde wissen, dass die prekäre Lage die Flüchtlingsfamilien

schwer belastet und langfristig zu Krankheiten und

Suizidalität führt. Die Tür von flucht.punkt steht allen Hil-

fesuchenden offen – unabhängig von ihrer Herkunft,

Staatsangehörigkeit oder Religion und ohne Ansehen der

Person. Nach dem Gebot der christlichen Nächstenliebe

können hier alle Menschen Hilfe finden, die aus dringen-

den persönlichen oder humanitären Gründen eines

Bleiberechts in Deutschland bedürfen oder denen der

Verlust ihres Aufenthaltsstatus droht.

In den vergangenen Jahren haben Harms und Jöde –

gemeinsam mit ihren KollegInnen Annette Kondratyeva

und Uwe Giffei, sowie den früheren MitarbeiterInnen

Heide Kähler und Jürgen Ebert – mehr als zweitausend

Flüchtlinge aus über einhundert Ländern juristisch und

seelsorgerlich beraten und teilweise über Jahre in auslän-

derrechtlichen Verfahren begleitet. Fast jedem vierten

Flüchtling konnten sie zu einem geregelten Aufenthalts-

status verhelfen. Oft hilft bereits das penible Durchforsten

der komplizierten Aktenlage.

Das flucht.punkt-Team berücksichtigt die Lebensum-

stände der KlientInnen in der Beratung. Männer, Frauen

und Kinder, die hier Rat suchen, können sich

sicher sein, dass sich die MitarbeiterInnen solida-

risch auf ihre Seite stellen und sie parteilich dabei

unterstützen, ihre Rechte durchsetzen zu können.

Sie stellen das Wohl und die Rechte ihrer KlientInnen über

das öffentliche Interesse und sind dabei an Schweige-

pflicht und Vertrauensschutz gebunden.

Ein Beirat – mit je sechs VertreterInnen der Kirche und

nichtkirchlicher Organisationen – achtet sorgsam darauf,

dass der Grundsatz der parteilichen, unabhängigen Bera-

tung selbst in politisch schwierigen Zeiten nicht ins Wan-

ken gerät. Die notwendigen Geldmittel stellen die Nord-

elbische Kirche, der Kirchenkreisverband Hamburg, der

Ausschuss für Kirchliche Weltdienste der Nordelbischen

Evangelisch-Lutherischen Kirche (AKWD) sowie der Kir-

chenkreis Altona bereit. Damit finanziert flucht.punkt die

laufenden Verwaltungskosten für die Beratungsstelle in

der Eifflerstraße, drei feste MitarbeiterInnen sowie die

projektbezogene Beschäftigung von HelferInnen auf

Honorarbasis. Das Team berät in deutscher, russi-

scher, englischer und französischer Sprache; für

andere Sprachen werden DolmetscherInnen hinzugezo-

gen. Neben der Einzelfallbetreuung gestaltet es Medien-

öffentlichkeitsarbeit in Grundsatzfragen der Flüchtlings-

politik und des Flüchtlingsrechts. Zudem organisieren die

MitarbeiterInnen themenbezogene Veranstaltungen, bie-

ten fachliche Fortbildungen für haupt- und ehrenamtliche

FlüchtlingsbetreuerInnen an und sorgen satzungsgemäß

dafür, in allen ausländerrechtlichen Entwicklungen stets

auf dem aktuellsten Stand zu bleiben. flucht.punkt arbei-

tet vernetzt mit anderen kirchlichen und weltlichen Ein-

richtungen in Hamburg und Schleswig-Holstein.

Auch wenn es gelegentlich gelingt, die personelle Aus-

stattung durch Gelder aus dem EU-Flüchtlingsfonds zu er-

gänzen, arbeitet flucht.punkt regelmäßig an der Grenze

des Leistbaren. Die zwei hauptamtlichen Sozialpädagogin-

nen betreuen heute (2004) mehr als 200 Personen bzw.

Familien. Angesichts der Tatsache, dass staatlich finanzier-

te Beratungsangebote immer weiter eingeschränkt oder

gestrichen werden, wächst der Druck auf die personell

unterbesetzte Hilfsstelle flucht.punkt. Die ständig stei-

genden Beratungszahlen seit der Gründung be-

weisen: flucht.punkt ist und bleibt unverzichtbar.

07  94 08  94 09  94 10  94 11  94 12  94

Hamburgs Innensenator Werner Hackmann tritt zurück. 
Grund sind ausländerfeindliche Übergriffe der Polizei in Ham-

burg, die, so Hackmann, keine Ausnahmen, sondern sys-
temimmanent seien. Nachfolger wird Hartmut Wrocklage.

Die kirchliche Hilfsstelle für
Flüchtlinge »flucht.punkt«

wird in Altona eröffnet.

Bundesinnenminister 
Manfred Kanther verkündet
Abschiebungsstopp für
KurdInnen aus der Türkei.

Die Kampagne »Hamburg
schiebt ab!« geht an die 
Öffentlichkeit.

In einer Meinungsumfrage des
Forsa-Institutes zum Kirchen-
asyl sprechen sich 62 Prozent
der Deutschen für das Kirchen-
asyl aus.

Erste Gespräche der 
Kampagne »Hamburg schiebt

ab!« mit VertreterInnen der
Innen- und Ausländerbehörde.

*Denk ich an flucht.punkt, dann denke ich an den biblischen Auftrag,
Menschen zu helfen, die als Flüchtlinge und Asylsuchende zu uns kommen.

Bischöfin Maria Jepsen
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Der Abschiebungsstopp für
KurdInnen aus der Türkei 
läuft aus.

Die Existenzsicherung der Bürgerinnen und Bürger

ist eine der vorrangigsten Pflichten eines Staates. Das

Bundesverfassungsgericht hat betont, dass dazu über das

bloße physische Überleben hinaus, auch die Möglichkeit zur

Teilhabe an der Gesellschaft gehört.

1993 hat Deutschland ein spezielles Gesetz geschaffen: Das

Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) sperrt Flüchtlinge aus

dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) aus, sie bekommen rund

ein Drittel weniger Geld für den Lebensunterhalt als deutsche

SozialhilfeempfängerInnen und erhalten keine einmaligen

Leistungen wie zum Beispiel Kleidergeld. Die Vorgabe des

Bundesverfassungsgerichts wurde mit dem Argument unter-

laufen, dass Flüchtlingen aufgrund ihres vorübergehenden

Aufenthaltes die Unmöglichkeit zur gesellschaftlichen Partizi-

pation zuzumuten ist.

Die Evangelische Kirche Deutschland äußerte sich bereits in

ihrem ersten Asylbericht 1994 bestürzt darüber, dass der Ge-

setzgeber Menschenwürde je nach Personengruppe unter-

schiedlich definiere. Die »Süddeutsche Zeitung« empörte

sich, das Gesetz zur Änderung des AsylbLG sei ein »finales

Leistungsverweigerungsgesetz«. Und der Deutsche Ärztetag

wehrte sich gegen politische Vorgaben. Die Kritik verhallte

weitgehend.

Bereits seit Anfang der 80er Jahre versucht Deutsch-

land offiziell, mit einer »Strategie der anreizmindern-

den Maßnahmen« Flüchtlinge davon abzuhalten,

hier Zuflucht zu suchen. Der Senat feiert es als positiven

Standortfaktor, wenn weniger Flüchtlinge einen Asylantrag

stellen und mehr Menschen abgeschoben werden. So lobte
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Der berühmte »Dauer-Brief«: Der Leiter der Ausländerbehörde,
Dr. Dauer, ermahnt die MitarbeiterInnen seiner Behörde aus-
drücklich zu dem Grundsatz «Im Zweifel für den Ausländer« und
bringt das Thema »Kundenfreundlichkeit« seiner Behörde in die
öffentliche Diskussion.
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E R  L E B T  S E I T  1 8  J A H R E N  I N  H A M B U R G u n d  w i l l  e n d l i c h  w i s s e n , d a s s  e r

b l e i b e n  d a r f : A L I - M E H M E T  B U K E B U D R A C m i t  s e i n e r  To c h t e r  Ü m i n ü r s u m

u n d  E n k e l  S e r h a t .

HERR UND FRAU BUKEBUDRAC kommen 1987 nach

Deutschland. Ihr Asylantrag wird 1994 abgelehnt: KurdInnen,

so die Gerichte, können innerhalb der Türkei fliehen. Kurzfristige

Sicherheit bringt 1995 der Abschiebungsstopp für KurdInnen aus

der Türkei. 1996 scheitert der Härtefallantrag der Familie wegen

angeblichen illegalen Aufenthaltes. Die Bukebudracs wenden sich

an flucht.punkt. Der Vorwurf der Illegalität klingt absurd, denn

die Familie ist in der öffentlichen Unterkunft, in der sie lebt, ge-

meldet. Die Eltern betreiben einen Frisörsalon mit Angestellten

und zahlen Steuern; die in Deutschland geborenen Kinder gehen

zur Schule. Das Verwaltungsgericht will die Ausländerbehörde des-

halb 1997 zur Kursänderung zwingen. Doch die geht in Berufung

– bis heute. Jederzeit droht die Abschiebung. 2004: Trotz jahre-

langen Nervenkriegs versucht Familie Bukebudrac ein geordnetes

Leben zu führen. Die Familie versteht die harte Haltung der Behör-

de nicht: »Wir leben seit 18 Jahren als unbescholtene Bürger hier.«

Im Netz aus 
Vorschriften und Verboten
Das Leben von Flüchtlingen 
ist stark reglementiert



der unter Hamburgs Innensenator Schill tätige Staatsrat

Walter Wellinghausen 2003 »die bislang höchste Zahl von

Rückführungen ausreisepflichtiger ausländischer Staats-

angehöriger« (2966 in 2002) und konstatierte stolz:

«Hamburg wird gemieden.«

Das engmaschige Netz aus Vorschriften und

Verboten, in das alle Flüchtlinge zwangsläufig im

Moment des Grenzübertritts geraten, reicht weit

in alle Lebensbereiche hinein: Wohnen, Arbeiten, Aus-

bildung, Lernen, Mobilität und Familienleben sind stark

reglementiert. In Hamburg sind rund 17.800 Flüchtlinge in

140 öffentlichen Unterkünften untergebracht (Dezember

2003). Dort leben Eltern und ihre Kinder meist in einem

bis maximal zwei kleinen Räumen. Für die Eltern gibt es

keine Intimsphäre, für die Kinder keine Ruhe für Schul-

arbeiten oder um zu spielen. Die Gemeinschaftswasch-

räume sind nicht immer abschließbar. In vielen Unter-

künften müssen die wenigen Kochgelegenheiten mit an-

deren geteilt werden. Wer die Enge nicht erträgt und bei

Freunden oder Verwandten unterkommen könnte, darf

nicht umziehen. Das Bundessozialministerium hat einge-

räumt, der Auszug sei nicht aus Kostengründen verboten,

sondern um eine »Verfestigung des Aufenthaltes« zu ver-

meiden. Jährlich fließen Millionen in die öffentliche

Unterbringung mit dem Ziel, den Lebensstandard von

Flüchtlingen möglichst niedrig zu halten.

Die Abhängigkeit von Sozialleistungen ist staat-

lich gewollt; zu arbeiten wird Flüchtlingen in der

Regel nicht erlaubt. Wegen der so genannten Residenz-

pflicht dürfen geduldete Menschen die Stadt oder den

Landkreis nicht verlassen. Jugendlichen sind Berufs-

ausbildung und Studium verwehrt. Und Hamburg erhöht

den Druck noch: Die Sozialbehörde wendet die Vorschrift,

Flüchtlingen nach drei Jahren der Duldung Sozialhilfe in

normaler Höhe zu gewähren, meist nicht an. Außerdem

können die SachbearbeiterInnen der Ausländerbehörde

jederzeit veranlassen, dass Flüchtlingen die ohnehin redu-

zierte Sozialhilfe um 40 Euro gekürzt wird – das Sozialamt

verlangt dafür nur pauschale Begründungen. Flüchtlinge

mit einer Duldung werden in kurzen Abständen bei der

Hamburger Ausländerbehörde vorgeladen. Dort lässt man

sie oft stundenlang warten. Sie müssen Einschüchterungs-

versuche fürchten und erleben häufig, dass es für ihre

Vorladung keinen ersichtlichen Grund gibt. Der Arbeits-

auftrag der SachbearbeiterInnen ist, die Zahl der »freiwil-

ligen« Ausreisen und Abschiebungen zu erhöhen. Die

Hamburger Verwaltung ist bekannt dafür, keine Rücksicht

auf Familienzusammenhänge zu nehmen. Wer Asyl bean-

tragt, wird in der Regel auch dann auf andere Bundes-

länder umverteilt, wenn er bzw. sie in Hamburg Familien-

angehörige hat.

Obwohl es die öffentlichen Kassen entlasten

würde, Flüchtlingen und AsylbewerberInnen Zu-

gang zu Wohn- und Arbeitsmarkt zu gewähren,

investiert Hamburg jährlich Millionen in den

Abschreckungsapparat.

Die Zermürbungstaktik der Behörde nimmt gesundheit-

liche Schädigungen der Flüchtlinge in Kauf. Diese entste-

hen für Kinder und Erwachsene durch die immense Belas-

tung, als »Unerwünschte« behandelt zu werden, keine

Zukunftsperspektive entwickeln zu können und in ständi-

ger Angst und Unsicherheit leben zu müssen. Selten

machen sie die Erfahrung, wie mündige Menschen behan-

delt zu werden. In den Gesprächen bei flucht.punkt offen-

baren viele Betroffene ihr Gefühl von Minderwertigkeit

und Ohnmacht im System. Demgegenüber steht im

Mittelpunkt kirchlicher Beratungsarbeit die Würde und

Handlungsfähigkeit der Menschen. flucht.punkt ver-

sucht, die KlientInnen trotz dieser Lebensbedin-

gungen als ProtagonistInnen ihres Lebens wahrzu-

nehmen und ihre Handlungsfähigkeit zu stärken.
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Die Evangelische Kirche Deutschland legt ihren
zweiten Bericht »Zur Praxis des Asylverfahrens
und des Schutzes vor Abschiebung« vor.

*Wer sich für den Schutz von Minderheiten engagiert, festigt
unsere demokratischen und menschlichen Grundwerte.

Aydan Özoguz, migrationspolitische Sprecherin der SPD-Bürgerschaftsfraktion

Das deutsch-türkische Konsultationsverfahren 
lässt Abschiebungen von Kurden in die Türkei 
zu, wenn die Türkei erklärt, dass ihnen wegen 
ihrer PKK-Aktivitäten keine Verfolgung drohe.



1996  
Wer Flüchtlinge professionell berät, kommt nicht umhin,

sich mit den Folgen ihrer traumatischen Erlebnisse auseinan-

der zu setzen. Wie nachhaltig die psychischen Auswir-

kungen von Folter, Misshandlungen und sexualisierter

Gewalt sein können, wurde lange Zeit unterschätzt.

Erst die Auseinandersetzung mit den Folgen des Holocaust,

mit den Auswirkungen der Kriege in Korea und Vietnam sowie

später mit sexuellem Missbrauch führte dazu, dass das Krank-

heitsbild der Posttraumatischen Belastungsstörung (PTBS) in

den Neunziger Jahren offiziell anerkannt wurde.

In der Beratungspraxis von flucht.punkt gehört die Begeg-

nung mit traumatisierten Flüchtlingen zum Alltag. Menschen,

die miterleben mussten, wie ihre Angehörigen gequält oder

getötet wurden, oder die selbst politisch verfolgt, gefoltert,

vergewaltigt, verstümmelt wurden, sind in der Wahrnehmung

ihres Selbst und der Welt zutiefst verstört. Das Vertrauen in

sich und in andere ist vor allem dann dauerhaft

erschüttert, wenn nicht ein Naturereignis, sondern

konkrete Menschen die Traumatisierung verursacht

haben (»manmade desaster«). Menschen, die mit

Traumatisierten arbeiten oder ihre Glaubwürdigkeit beurteilen

sollen, ordnen ihre Beobachtungen häufig nicht richtig ein.

KlientInnen, die sich nicht konzentrieren können, bei denen

sich heftige Gefühle wie Wut und Angst in Partnerschafts-

problemen und Albträumen Bahn brechen und die auf beson-

dere Weise schreckhaft, misstrauisch und schweigsam erschei-

nen, werden mitunter als anstrengend und befremdend emp-

funden. Diese Symptome sind jedoch natürliche Abwehr-

reaktionen auf unerträgliche Erlebnisse, die sich letztlich auch

in Disfunktionen des Körpers niederschlagen können. Die

MitarbeiterInnen von flucht.punkt bilden sich in die-

sem Bereich kontinuierlich weiter und organisieren

entsprechende Schulungen für andere HelferInnen.

Ungeeignet und schlimmstenfalls gesundheitsgefährdend

ist das verhörähnliche Setting der Anhörung im Asylverfahren.

Den Betroffenen wird suggeriert, sie könnten das Misstrauen

deutscher Behörden entkräften. Doch selbst, wenn es einem

Flüchtling gelingt, unter diesen beklemmenden Umständen

die traumatisierenden Ereignisse zu schildern, werden seine

Berichte mit großer Wahrscheinlichkeit als unglaubwürdig

oder nicht asylrelevant abgetan. Das Bundesamt für die Aner-

kennung ausländischer Flüchtlinge befindet nicht selten: »Die

geschilderten Misshandlungen überschreiten das Maß der

bloßen Belästigung nicht.« 

Für traumatisierte Menschen ist es überlebens-

wichtig, mit ihren Verletzungen ernst genommen zu

werden und Schutz zu finden in einer Umgebung, die sie

selbst auch als sicher empfinden können. Vergeblich warnen

ÄrztInnen die Behörde immer wieder, dass die Abschiebung für

ihre PTBS-PatientInnen lebensgefährlich ist. Denn die

erzwungene Rückkehr in das Herkunftsland ist ohne

Reaktivierung des Traumaprozesses kaum möglich.

Doch die Ausländerbehörde missachtet entsprechende medizi-

nische Atteste und pocht darauf, die bloße Transportfähigkeit

reiche für eine Abschiebung aus. Mit Ende der neunziger Jahre

ist die Hamburger Ausländerbehörde sogar dazu übergegan-

gen, AmtsärztInnen in den bezirklichen Gesundheitsämtern zu

diffamieren, wenn diese PTBS und deren Symptome als

Abschiebungshindernis bescheinigen.

1999 initiierte flucht.punkt den Verein »freihaven

e.V.«, in dem sich SozialarbeiterInnen, ÄrztInnen und Psycho-

logInnen zusammen schlossen, um im Sozial- und Gesund-

heitszentrum St. Pauli ein Behandlungszentrum für traumati-

sierte Flüchtlinge zu gründen. Auf Antrag der GAL unterstütz-

te die Bürgerschaft den Verein im Jahr 2000 einmalig mit

60.000 DM. Nun, im Jahr 2004, muss »freihaven e. V.« die

Gefangen in Schuld, Scham
und Todesangst 
Traumatisierte Menschen brauchen
spezielle Hilfe
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Das »Tribunal gegen
die Unfreie und
Abschiebestadt
Hamburg« tagt.

Die Unternehmensberatung Mummert & Partner plädiert
aus Kosten- und Rationalisierungsgründen für die
Abschaffung der Abschiebungsabteilung zugunsten einer
ganzheitlichen Sachbearbeitung – ohne Erfolg.

Kirchen- und GewerkschaftsvertreterInnen sowie
Abgeordnete aus Hamburg und Schleswig-Holstein
reisen als Delegation zum kurdischen Newroz-
Fest nach Batman/Türkei.
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Die so genannte Altfallregelung der Innenmi-
nister setzt die Kriterien so eng, dass bis Ende
1997 bundesweit nur rund 7.800 Menschen – in
Hamburg nur 72 – davon profitieren können.



GIBSON UND FRANCISCA BLAY kommen 1989 aus Liberia

nach Deutschland und stellen einen Antrag auf Anerken-

nung als politisch Verfolgte. 1996 versuchen sie mit Hilfe von

flucht.punkt nach der Härtefallregelung anerkannt zu werden.

Dafür verlangt die Behörde Pässe. Als sie diese endlich vorlegen

können, wird ihr Antrag abgelehnt, weil sie von Sozialhilfe leben.

Von nun an greift ein bürokratischer Teufelskreis in den nächsten:

1999 versuchen sie, nach der Altfallregelung anerkannt zu wer-

den. Diese soll auch für Familien ohne Arbeitserlaubnis gelten.

Dafür müssen die Blays ein Stellenangebot und ausreichenden

Wohnraum nachweisen. Ein Jahr zuvor hatte ein Richter entschie-

den, es sei sechs Menschen zumutbar, in zwei Zimmern einer

öffentlichen Unterkunft zu wohnen, da dies nur vorübergehend sei.

Derselbe Richter urteilt nun, die Blays dürften nicht als Altfall

anerkannt werden, weil sie zu beengt wohnen. Aber aus der Unter-

kunft auszuziehen ist verboten. Was bleibt? Ein Leben mit Sozial-

hilfe und Arbeitsverbot. »Wir werden bestraft, einfach nur, weil

wir hier sind«, sagt Herr Blay. 

E I N E  S T A R K E  F A M I L I E :  F R A N C I S C A  U N D  G I B S O N  B L A Y m i t  i h r e n  i n

H a m b u r g  g e b o r e n e n  K i n d e r n  B r i g i t t e , V i c t o r, D a n i e l  u n d  D e b o r a h  ( v o n

l i n k s  n a c h  r e c h t s ) .

*Die MitarbeiterInnen waren auch für mich oft ein Fluchtpunkt in schwierigen Situationen 
der Beratung und Behandlung von Flüchtlingen. Ihr Humanismus und ihre Parteinahme 
beeindrucken mich immer wieder…                       Klaus E. Weber, Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie, Hamburg

Arbeit wieder einstellen, weil weder genug Spenden noch

staatliche Unterstützung zur Verfügung stehen.

Seit 1985 bot die »Gesellschaft zur Unterstützung von

Gefolterten und Verfolgten e.V.« als Projekt der MigrantIn-

nenselbsthilfe psychosoziale Betreuung und Therapie für

traumatisierte Flüchtlinge an. Die Sozialbehörde hat die

finanzielle Unterstützung der Beratungsstelle zum Januar

2005 vollständig gestrichen. Die für diese Entscheidung

zuständigen Mitarbeiter sind ein ehemaliger Leiter der

Ausländerbehörde und einer seiner Kollegen aus der

Abschiebungsabteilung. Künftig wird es also in Hamburg

keine spezialisierten Therapieangebote für traumatisierte

Flüchtlinge geben.

Besonders besorgniserregend sind die Folgen für Kinder-

flüchtlinge, die direkt oder indirekt von PTBS betroffen sein

können, weil entweder sie selbst oder ihre Eltern traumati-

siert sind. Das Trauma – und damit verbunden ein

Lebensgefühl, das von extremer Scham, intensiven

Schuldgefühlen und existenzieller Angst beherrscht

wird – wird (unbewusst) von Generation zu Genera-

tion weitergegeben. Die Auswirkungen der extremen Be-

lastungen, denen Kinder in traumatisierten Familien ausge-

setzt sind, sind weitgehend unerforscht. Für sie gibt es in

Hamburg nur ein einziges Therapie- und Hilfsangebot mit

begrenzten Plätzen im Universitätsklinikum Eppendorf.
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Eine Arbeitsgruppe von Bund und Ländern prüft, ob
Asylsuchende in Deutschland mit einer Chipkarte
zur Speicherung ihrer Daten ausgestattet werden,
obwohl der Bundesdatenschutzbeauftragte dagegen
Bedenken geäußert hatte.

flucht.punkt erhält den zwei-

ten Preis »Aktiv für Altona«.



1997 

Eigentlich gibt es sie nicht. Elena ist nirgendwo gemeldet,

hat offiziell weder Arbeit noch Wohnung, keine Krankenkasse,

kein Konto. Elena lebt seit fünf Jahren in der Schattenwelt der

Illegalität, mit der täglichen Angst, verraten und entdeckt zu

werden. Ihre Überlebenstaktik ist die Unauffälligkeit:

Immer hat sie in Bus und Bahn einen Fahrschein dabei. Die

junge Russin ist eine von ungezählten Menschen in Deutsch-

land, die keine Aufenthaltsgenehmigung und damit aus Sicht

des Staates kein Recht haben, hier zu sein.

Die »Entwurzelten«, wie der Ökumenische Rat der Kirchen

die Papierlosen zutreffend bezeichnet, kommen auf dem

Luftweg mit falschen oder fremden Papieren oder mit Autos

oder zu Fuß über die Nachbarländer. Manche reisen mit

einem Touristenvisum ein – und bleiben hier. Andere, die

lange einen legalen Status hatten, werden über den Entzug

der Aufenthaltsgenehmigung illegalisiert, z.B. wenn sie nach

jahrelangen Asylverfahren endgültig abgelehnt werden oder

durch Arbeitslosigkeit die Bedingungen für ein Bleiberecht

nicht mehr erfüllen. Regelmäßig wird die Verwaltungspraxis

geändert und bisherige Bleibegründe wie schwere Erkran-

kungen oder der Umstand, dass Ehegatten oder Kinder ein

Bleiberecht haben, werden nicht mehr anerkannt. Für

Flüchtlinge, die ihr Land wegen Bedrohung und

Verfolgung verlassen mussten, kann die Vorstellung,

zurückkehren zu müssen, oft so angstbesetzt sein,

dass selbst das sozial prekäre und psychisch hoch be-

lastende Leben in der Illegalität weniger bedrohlich

erscheint. Einige wenige finden Kontakt zu einer Kirchen-

gemeinde, die ihnen »Kirchenasyl« gewährt und die die
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Bundesinnenminister Kanther führt Visumspflicht 
für Kinder aus der Türkei, Marokko, Tunesien und Ex-
Jugoslawien ein, um den Nachzug von Kindern zu ihren 
in Deutschland lebenden Eltern zu erschweren. 

Vor der Ausländerbehörde warten hun-
derte Menschen, um das »Kindervisum«
beantragen zu können. flucht.punkt ini-
itiert medienwirksam die Aktion
»Schlange gegen die Schlange«.
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IN KOLUMBIEN HATTE MARIA G. Arbeit auf einem

Landgut gefunden, ohne zu ahnen, dass ihr Chef ein

mächtiges Drogenkartell anführt. Als immer mehr ihrer

KollegInnen getötet werden, flieht Maria G. mit einem Touris-

tenvisum nach Deutschland. Hier weiß sie nicht, was sie tun muss,

um bleiben zu dürfen. »Ich habe gehört, dass die Behörde mich

sofort zurückschicken würde. Vor Angst habe ich keinen Asyl-

antrag gestellt«, erzählt sie bei flucht.punkt. Es stimmt: In den

Augen des Gesetzes wird sie nicht politisch vom Staat verfolgt. Die

junge Frau überzieht ihr Visum und taucht schließlich unter, um

der Abschiebung zu entgehen. Ein Leben ohne Papiere ist die

immerwährende Unsicherheit: In jeder Situation droht polizeiliche

Kontrolle, Haft und Abschiebung. Vertrauenswürdige soziale

Kontakte, Wohnraum, bezahlte Arbeit, medizinische Versorgung

und Bildung sind für illegalisierte Menschen unerreichbar.

L I E B E R  E I N  L E B E N  O H N E  R E C H T E a l s  d i e  R a c h e  d e r  To d e s s c h w a d r o n e n

M a r i a  G . b l i e b  » I L L E G A L «  I N  H A M B U R G ( G e s c h i c h t e  a n o n y m i s i e r t ) .

Die Nordelbische Synode kürzt ihre 
Zuschüsse für flucht.punkt. Daraufhin 
schließt der Ausschuss für Kirchliche 
Weltdienste (AKWD) die Finanzierungs-
lücke.

Für alle ab jetzt eingereisten
Flüchtlinge gilt nun der »Blüm-

Erlass«, ein absolutes und 
dauerhaftes Arbeitsverbot.

Die Initiative »Kein Mensch
ist illegal« gründet sich. Sie
setzt sich für die Rechte von
Papierlosen ein.

In der Schattenwelt 
der Illegalität
Hilfe für Papierlose ist rechtlich möglich 
und ethisch notwendig



Behörden dazu drängt, die Entscheidung zu überprüfen.

An flucht.punkt wenden sich vor allem Flüchtlinge, die

durch konkretes Verwaltungshandeln der Ausländer-

behörde akut von Illegalisierung bedroht sind oder die

einen Weg aus der Illegalität heraus suchen. Weitaus sel-

tener bitten papierlose WanderarbeiterInnen wie Pendler-

Innen aus Osteuropa, die in der Bau-, Reinigungs- oder

Sexbranche tätig sind, bei flucht.punkt um Rat. Auch wenn

jeder Versuch, »legal« zu werden, langwierig und angstbe-

setzt ist, versucht flucht.punkt mit jedem einzelnen Men-

schen die rechtlichen Möglichkeiten und Erfolgsaus-

sichten eines (Folge-)antrags auf Asyl oder Duldung aus-

zuloten.

Für Flüchtlinge, die sich vor staatlichem Zugriff

verstecken müssen, sind vertrauenswürdige An-

laufstellen überlebenswichtig. Da die Unterstützung

von Menschen in Not zum christlichen Selbstverständnis

gehört, berät flucht.punkt hilfesuchende Flüchtlinge aus-

drücklich unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus.

In Schulungen und Einzelgesprächen begegnet den

flucht.punkt-MitarbeiterInnen immer wieder der Einwand

von ehrenamtlichen und professionellen HelferInnen, sie

könnten sich durch die Beratung und Unterstützung von

Papierlosen wegen Beihilfe, Begünstigung oder Strafver-

eitelung strafbar machen. Doch die Paragraphen 92a und

92b Ausländergesetz (Einschleusen von Ausländern) sind

nur relevant, wenn Illegalisierte gewerbsmäßig oder mit

Vermögensvorteil unterstützt werden. Und die Übermitt-

lungspflicht, wie sie §76 des Ausländergesetzes vor-

schreibt, betrifft ausdrücklich nur öffentliche Stellen, nicht

aber Beratungsstellen oder Krankenhäuser. Sozialpäda-

gogInnen, ÄrztInnen oder LehrerInnen sind also,

selbst wenn sie in staatlich finanzierten Ein-

richtungen arbeiten, keineswegs zur Denunziation

verpflichtet. Je nach Beruf sind sie an die Schweige-

pflicht gebunden oder können sich gar auf das Aussage-

verweigerungsrecht berufen. Einen Menschen, der akut

behandlungsbedürftig ist, abzuweisen, weil er keine Ver-

sicherung und keinen Aufenthaltsstatus hat, wäre unter-

lassene Hilfeleistung. Den Krankenhausverwaltungen ist

häufig nicht bekannt, dass das Landessozialamt die Kosten

für die stationäre Behandlung von Papierlosen erstatten
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SPD und GAL unterzeich-
nen in Hamburg den rot-
grünen Koalitionsvertrag.

Der Hamburger Pastor
Christian Arndt gewährt
17 kurdischen Kindern und
Erwachsenen Kirchenasyl.

flucht.punkt informiert die
Öffentlichkeit darüber, dass
die Ausländerbehörde
immer häufiger ärztliche
Atteste nicht anerkennt.

*Zufluchtsort – Flüchtlingsschutz – flucht.punkt. Kompetente
KollegInnen für Kirchenasyl. Ohne: undenkbar! 

Fanny Dethloff, Nordelbische Flüchtlingsbeauftragte

muss. flucht.punkt bietet dazu regelmäßig Schulungen für

MitarbeiterInnen der Krankenhaussozialdienste an.

Niemand sollte also aus Furcht vor staatlicher

Bestrafung Handlungen unterlassen, die aus ethi-

schen oder medizinischen Gründen geboten sind.

Kirchliche Flüchtlingsberatung speist sich aus dem

christlichen Gebot der Nächstenliebe und aus der politi-

schen Notwendigkeit, Menschen Wege in die Gemein-

schaft aufzuzeigen und sie in ihrer Individualität und

Selbstbestimmtheit zu stärken. Doch die Integration von

Papierlosen mit Hilfe von Sprachkursen, Einbindung in den

(Arbeits-)Alltag oder gar durch die soziale und rechtliche

Gleichstellung sind politisch nicht gewollt. Wer keine Pa-

piere für den Aufenthalt in Deutschland besitzt, hat keine

Identität und keine Rechte. Illegalisierte sind der Aus-

beutung weitgehend schutzlos ausgeliefert. Nicht selten

müssen sie zu Stundenlöhnen von zwei bis drei Euro

arbeiten oder werden gezwungen – quasi als Schweige-

geld – Wuchermieten zu bezahlen. Für Familien mit Kin-

dern ist das Leben in der Illegalität kaum zu bewältigen.

»Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu ach-

ten und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen

Gewalt«, heißt es im Grundgesetz. Die Kirche, die dieses

Prinzip in ihrem Seelsorgeauftrag lebt, wird sich nicht auf

die bloße Betreuung rechtloser Menschen beschränken,

sondern stets die Einhaltung der Grundrechte durch den

Staat anmahnen. flucht.punkt fühlt sich darüber hinaus

auch der Forderung von Hannah Arendt verpflichtet, dass

»Jeder Mensch das Recht (hat), Rechte zu haben«.

Arendt sah es als fundamentale Attacke auf die Mensch-

lichkeit an, einen Menschen rechtlos zu stellen. Illegalität

ist ein menschenrechtswidriger Zustand, dem, wenn er von

Staats wegen gefördert oder ausgelöst wird, aus christ-

licher und rechtlicher Motivation entgegenzutreten ist.



1998 
Ständig hieß es, die Akte sei verloren gegangen. Die Post sei

nicht angekommen. An den Türen gab es keine Namens-

schilder und auf Nachfrage hießen alle Mitarbeiter Andreas

Müller. Für Flüchtlinge war es nicht nachvollziehbar, mit wem

sie in der Behörde gesprochen hatten oder was dort überhaupt

vor sich ging.

MitarbeiterInnen der Ausländerbehörde arbeiteten erfolg-

reich an ihrem abschreckenden Image. Wer vorgeladen war

und einen Aufenthaltstitel verlängern wollte, musste mit rup-

piger Behandlung und extrem langen Wartezeiten rechnen.

Auch wer sich morgens um sechs Uhr eine Nummer

zog, konnte nicht sicher sein, an die Reihe zu kom-

men. Die Wartezeiten waren gewollt, alle Duldungen wurden

nur für wenige Wochen verlängert, auch wenn die Bearbeitung

der gestellten Anträge auf Monate nicht in Aussicht stand.

1998 war das »Sachgebiet aufenthaltsbeendende Maß-

nahmen E 414« besonders berüchtigt. Von dort gab es für

viele nur einen Ausgang – Richtung Abschiebungshaft. Es war

kein Geheimnis mehr, dass sich struktureller Rassismus und

Korpsgeist im Verwaltungsapparat der Ausländerbehörde fest-

gesetzt hatten.

Als SPD und GAL nach den Bürgerschaftswahlen im Herbst

1997 eine Koalition bildeten, setzten sie die Umstrukturierung

der Ausländerbehörde auf die Agenda. Im Februar 1998

beschloss der rot-grüne Senat die Teildezentralisierung auslän-

derbehördlicher Aufgaben. Für Menschen mit gesichertem

Aufenthaltsstatus – knapp 90 % Prozent der AusländerInnen

in Hamburg – war die entbürokratisierende Neuerung ein

Erfolg. Für Geduldete und Asylsuchende aber war weiterhin

die gefürchtete zentrale Ausländerbehörde zuständig 

Im März 1998 startete das »Projekt Verwaltungsinnovation

Ausländerbehörde (PROVIL)«. Ihm beigestellt war eine

Beratungskommission, deren Aufgabe »die humane Bedienung

der Betroffenen mit dem Ziel einer Verfahrensoptimierung«

sein sollte. Am Tisch saßen neben VertreterInnen der Behörde,

der Kirche und der Wohlfahrtsverbände auch Anne Harms für

flucht.punkt. Doch die Konfliktlinien traten bald offen zu Tage:

flucht.punkt schlug die Einführung der so genannten ganzheit-

lichen Sachbearbeitung vor, mahnte die Einhaltung rechts-

staatlicher Verfahrensweisen an und verlangte, der zunehmen-

den Willkür in der Behörde auch durch strukturelle Verän-

derungen entgegen zu wirken. Die Innenbehörde jedoch hatte

andere Pläne.

Ganzheitliche Sachbearbeitung ist ein gängiger Begriff aus

der Verwaltungsreform. Auf das Handeln der Ausländerbehör-

de übertragen bedeutet er, dass Flüchtlinge von der Einreise

bzw. der Asylantragstellung bis zum geregelten Verbleib bzw.

der Ausreise von ein und demselben Sachbearbeiter betreut

werden. Dadurch wird es wahrscheinlicher, dass er den jewei-

ligen Fall wirklich kennt und – gewisse Rechtskenntnisse vor-

ausgesetzt – den jeweiligen Kunden besser beraten kann. Nur

wer fachlich und rechtlich in der Lage ist, den Einzel-

fall zu beurteilen, kann gesetzliche Ermessensspiel-

räume nutzen und so handeln, wie es der ehemalige

Leiter der Ausländerbehörde, Dr. Dauer, forderte –

»im Zweifel für den Ausländer«. Anne Harms war sich

sicher, dass die SachbearbeiterInnen nach entsprechender

Schulung eigenständiger, flexibler und schneller hätten arbei-

ten können: Die langen Aktenumlaufzeiten und die üblichen

Doppelt- und Dreifachprüfungen fraßen viel Zeit. Die externen

ExpertInnen konnten bei ihrem Vorschlag zur Ganzheitlichen

Sachbearbeitung auf die Anregungen der renommierten Con-

sultingfirma Mummert & Partner zurückgreifen, die von 1994

bis 1996 die Verfahrensabläufe der Ausländerbehörde unter

die Lupe genommen hatte. Die Unternehmensberatung hatte

damals aus Kostengründen für die Auflösung der Abschie-

bungsabteilung plädiert. Doch unter Effizienz verstand die

Ausländerbehörde etwas anderes. Um weiterhin möglichst

immer größeren Druck ausüben zu können, plädierte

die Behörde dafür, die Abschiebungsabteilung auszu-

bauen, zu zentralisieren und mit hochspezialisierten Sach-

gebieten zu arbeiten. Die Spezialabteilung für Abschiebungen

blieb erhalten, jetzt als »Abschnitt Rückführungsangelegen-

Auch künftig ein 
kafkaeskes Gebilde
Ausländerbehörde sperrt sich 
gegen Umstrukturierung
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Die Innenminister drängen zur Ausreise
der rund 300.000 bosnischen Bürger-

kriegsflüchtlinge – die Sozialhilfekosten
seien zu hoch. Kurz zuvor war den Flücht-

lingen verboten worden zu arbeiten.

Die Forschungsgesellschaft
»Flucht und Migration« er-
klärt, dass seit der Änderung
des Asylrechts 1993 insge-
samt 81 Flüchtlinge auf 

ihrem Weg nach Deutsch-
land oder an den Grenzen
Deutschlands gestorben
sind.

Anna Bruns legt ihr Bürgerschaftsmandat
nieder. Die grüne Sprecherin für Flüchtlinge

und MigrantInnen lag mit ihrer Partei im Streit
um die Hamburger Regierungspolitik.

Für die Umstrukturierung des
zentral verbleibenden Teils der
Ausländerbehörde beruft die
Innenbehörde eine Beratungs-
kommission ein.

06  98
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Vier externe ExpertInnen, unter ihnen die Vertre-
terin von flucht.punkt, erklären ihren Rückzug aus
der Beratungskommission für die Umstrukturierung
der zentralen Ausländerbehörde. 

Seit Januar 1998 hat die Ausländerbehörde durch »In-
augenscheinnahme« die Zahl der minderjährigen unbe-
gleiteten Flüchtlinge in Hamburg um 70 Prozent ge-
senkt. Vermeintlich über 16-jährige werden von
Hamburg in andere Bundesländer umverteilt.

Der Spitzenkandidat der
hessischen CDU, Roland
Koch, initiiert die Unterschrif-
tenkampagne gegen die dop-
pelte Staatsbürgerschaft.

ALS IMAN G. ANFANG 1998 in Istanbul aus dem Flugzeug

steigt, stehen seine Folterer schon bereit. Der aus Deutsch-

land abgeschobene Kurde wird festgenommen und mehrmals

schwer gefoltert, darf tagelang weder schlafen noch essen und wird

mit Schlagstöcken geprügelt. Herrn G. gelingt die Flucht nach Ru-

mänien. Sein Versuch, nach Deutschland zu seiner Frau und seinen

drei Kindern zurückzukehren, scheitert: Wer abgeschoben wurde,

darf nicht wieder einreisen. flucht.punkt verhandelt intensiv mit

deutschen und rumänischen Behörden und mobilisiert die Öffent-

lichkeit. Die Ausländerbehörde zeigt sich ungewöhnlich kooperativ.

Per Aktenvermerk warnt die Behörde, der Fall berge »ein Höchst-

maß an Skandalisierungspotenzial (...) vor dem Hintergrund, dass

weiterhin Frau Harms von f lucht.punkt den Fortgang der

Angelegenheit verfolgt.« Ende 1998 bekommt Herr G. endlich

einen Flüchtlingspass und kehrt nach Deutschland zurück. 2004

lebt Iman G. mit seiner Familie in Schleswig-Holstein.

A B G E S C H O B E N  I N  D I E  F Ä N G E  D E R  F O L T E R E R : I m  K o n s u l t a t i o n s -

v e r f a h r e n  g l a u b t e n  d i e  d e u t s c h e n  B e h ö r d e n  d e r  t ü r k i s c h e n  Zu s a g e , d e r

K u r d e  I M A N  G . w e r d e  n i c h t  v e r f o l g t . E i n  f a t a l e r  Fe h l e r. . .

heiten E 44«, aufgeteilt in Ländergruppen. Für Abschiebungen

wurden 16 zusätzliche Personalstellen eingerichtet.

Am 10. September 1998 zogen flucht.punkt, die hanseati-

sche Rechtsanwaltskammer und der Hamburger Arbeitskreis

Asyl e.V. ihre VertreterInnen aus der Beratungskommission

zurück und erklärten öffentlich die Zusammenarbeit für

gescheitert. Es war offensichtlich, dass die Innenbehörde sich

für ein gegenteiliges Konzept entschieden hatte und es

bereits umsetzte, während die Kommission noch tagte. Und

die minimalen Zugeständnisse, die ihr abgerungen werden

konnten, wie z.B. das Versprechen, wenigstens hochschwan-

geren Frauen keine mehrstündigen Wartezeiten zuzumuten,

die Namenschilder an den Türen der SachbearbeiterInnen

nicht zu entfernen und den gesetzlichen Anspruch auf Akten-

einsicht zu erfüllen, konnte die Innenbehörde bei ihren Mit-

arbeitInnen schlicht nicht durchsetzen.

Einen Monat später veröffentlichte die Innenbehörde ihren

Bericht über die Umstrukturierung. Zwar sei »der Anspruch,

(...) das Verfahren transparenter und die Entscheidungen der

Ausländerbehörde voraussehbarer zu machen, anzuerken-

nen«, aber anwendbar sei die Ganzheitliche Sachbe-

arbeitung nicht.

Die Ausländerbehörde ist mehr denn je ein kafkaesk anmu-

tendes Gebilde, in dem Flüchtlinge der Willkür ausgesetzt

sind. Eines allerdings erleben sie höchst selten: Dass

Ermessensspielräume in ihrem Sinne genutzt werden.

Im Zuge der Teildezentra-
lisierung der Ausländerbehörde

sind für AusländerInnen mit
festem Aufenthaltstitel künftig

die Bezirksämter zuständig. 

*»Nicht der Wind, sondern das Segel bestimmt die Richtung!« In diesem Sinne wünsche
ich den engagierten flucht.punkt-Frauen von Herzen weiterhin viel Mut und Kraft!

Kerstin Michaelis, Journalistin, NDR 90,3
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Seit Ende 1997 muss flucht.punkt immer häufiger feststel-

len, dass die Behörde ärztliche Atteste ignoriert. Sachbear-

beiterInnen und Behördenleitung äußern – auch öffentlich –

ihr Missfallen, dass sie Duldungen ausstellen müssen, wenn

Menschen ärztliche Atteste über gesundheitliche Abschie-

bungshindernisse vorlegen. Die nachgewiesene Trauma-

tisierung einer bosnischen Frau oder die Unmöglichkeit, eine

schwere Diabetes in Ghana behandeln zu lassen, will die Be-

hörde nicht länger anerkennen. Immer offenkundiger wird

das Ziel, Abschiebungen gegen alle humanitären

Aspekte durchzusetzen.

Für traumatisierte Flüchtlinge ist ein Klima aus Bedrohung

und Misstrauen eine derart große Belastung, dass Suizid-

versuche oder psychotische Störungen als Folge nicht selten

sind.

Die Fälle der Libanesin Jamal E. und des Iraners Mohammed

H., die wegen akuter Suizidalität stationär behandelt wurden,

brachten die Thematik in die öffentliche Diskussion. Das

Verwaltungsgericht Hamburg entschied damals in

beiden Fällen, dass die Behörde rechtswidrig handel-

te, als sie die Atteste überging.

Gleichwohl bemühte die Behörde sich im April 1999, ÄrztIn-

nen auf Honorarbasis anzustellen, die »für die Rückführung

ausreisepflichtiger Ausländer bis zum Zielflughafen des jewei-

ligen Heimatlandes« sorgen sollten. Als Voraussetzungen wur-

den in der Stellenbeschreibung Kenntnisse in der »Medika-

menteneinnahmesicherstellung« und kurzfristige Verfügbar-

keit genannt.

Bei der Ärzteschaft rief der Versuch der Behörde, Medizi-

nerInnen als Erfüllungsgehilfen deutscher Abschiebungspraxis

zu rekrutieren, deutliche Kritik hervor. Der 102. Deutsche Ärz-

tetag in Cottbus erklärte im Juni 1999 unmissverständlich:

»Abschiebehilfe durch Ärzte in Form von Flugbegleitung,

zwangsweiser Verabreichung von Psychopharmaka oder

Ausstellung einer ,Reisefähigkeitsbescheinigung' unter Miss-

achtung fachärztlich festgestellter Abschiebungshindernisse

wie z.B. in Behandlung stehende Traumatisierung sind mit den

in der ärztlichen Berufsordnung verankerten ethischen

Grundsätzen nicht vereinbar.« Kurz zuvor hatte sich auch der

Weltärztebund gegen Zwangsmedikation bei der Abschiebung

ausgesprochen und »genügend Zeit und ausreichende Res-

sourcen« für Ärzte gefordert, »um den physischen und psy-

chischen Gesundheitszustand von Asylbewerbern beurteilen

zu können.«

Dieser Forderung wollte die Hamburger Behörde allerdings

nicht nachkommen.Vielmehr stellte sie die Hamburger Ärz-

teschaft unter Generalverdacht: In der Regel seien

Atteste über die Reiseunfähigkeit von Asylsuchenden

nichts weiter als standardisierte »Gefälligkeitsbe-

scheinigungen«. Eine Bezirksamtsärztin stellte daraufhin

klar, dass sich die Atteste ähnelten, weil Probleme und

Symptome von an Posttraumatischer Belastungsstörung

(PTBS) erkrankten Menschen nun mal ähnlich seien. Die

Behörde könne von einem Facharzt nicht verlangen, »bei glei-

cher Sachlage in dichterischer Manier immer wieder neue

Umschreibungen zu wählen.« Auch die Hamburger Ärztekam-

mer verwahrte sich gegen den Pauschalvorwurf der Behörde,

forderte allerdings gleichzeitig in ihrer Mitgliederzeitung dazu

auf, ausführlichere Atteste auszustellen.

Ihren kurzzeitig aufflammenden Streit über die Ham-

burgische Abschiebungspraxis legten die Koalitionspartner-

innen GAL und SPD rasch bei – und ließen die Ausländer-

behörde wieder vom Zügel. Im November 1999 etablier-

te die Behörde mit rot-grünem Segen einen eigenen

ärztlichen Dienst. Die Aufgaben der MedizinerInnen waren

klar umrissen: Sie sollten diejenigen ärztlichen Atteste, die in

den Augen der SachbearbeiterInnen »pauschal oder unsub-

stantiiert« waren, überprüfen und gegebenenfalls für »unbe-

achtlich« erklären. Aus ihrer Sicht gab es in nahezu jedem

Land Möglichkeiten, selbst schwerste Krankheiten kostenlos

behandeln zu lassen. Ihre Entscheidungen trafen sie, ohne den

Flüchtling zu Gesicht zu bekommen. Darüber hinaus sollten

sie ärztliche FlugbegleiterInnen organisieren und Honorar-

gutachterInnen beauftragen. Auf AmtsärztInnen wollte

sich die Ausländerbehörde nicht mehr verlassen, da

deren Überprüfung von Attesten häufig nicht zur Ab-

schiebung führte. Das Misstrauen der Ausländerbehörde
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Aamir Ageeb erstickt während 
der Abschiebung auf dem Flug 
von Frankfurt nach München
durch »Ruhigstellung«.

Der Amsterdamer Vertrag tritt in Kraft.
Darin verständigen sich die EU-Staaten auf
Mindestnormen für das Asylverfahren und
die Definition der Flüchtlingseigenschaft.

Das Papier der Hamburger Innenbehörde mit
dem programmatischen Titel »Rückführungen

vollziehbar ausreisepflichtiger ausländischer
Staatsbürger – Politische Ziele – Aktuelle

Probleme« gerät an die Öffentlichkeit.

06  99

Ärzteschaft und
Abschiebungen
MedizinerInnen unter Generalverdacht
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Unterstützt von flucht.punkt rufen vier Sozial-
pädagogik-Studierende die Kampagne »BürgerInnen

beobachten die Ausländerbehörde» ins Leben, um
Flüchtlinge in die Ausländerbehörde zu begleiten.

MitarbeiterInnen der Ausländerbehörde haben das
EDV-System EASY zur Erstverteilung von Asylbe-

werberInnen manipuliert und 450 Asylsuchende von
Hamburg an andere Bundesländer verteilt. Ham-

burg muss nun Asylsuchende über die Quote hinaus
aufnehmen, um das Untersoll auszugleichen.

Die »Politische Verständigung« von SPD und GAL lässt ein
Schnellverfahren im Eingabenausschuss, einen ärztlichen Dienst 
der Ausländerbehörde, getrennte Abschiebungen von Familien-
mitgliedern und überfallartige frühmorgendliche Abholung zu.

Die Innenminister des Bun-
des und der Länder be-
schließen die so genannte
Härtefallregelung – mit
hohen Hürden. Eine huma-
nitäre Lösung für lange in

Deutschland lebende
Flüchtlinge ohne Aufent-
haltsstatus kommt dabei
nicht zustande.

Das Einwohnerzentralamt richtet einen so genannten
ärztlichen Dienst in der Ausländerbehörde ein. Die
MedizinerInnen sollen die Abschiebung reiseunfähiger
kranker AusländerInnen befürworten.

ALI UND HAXHARE SALIHU WERDEN 1999 AUS DEM

KOSOVO EVAKUIERT und als Kontingentflüchtlinge nach

Deutschland umverteilt. Hier sind die Albaner als Bürger-

kriegsflüchtlinge anerkannt und bekommen Aufenthaltsbefugnisse

bis 2000. Dann droht die Ausländerbehörde mit Abschiebung.

»Bei flucht.punkt haben wir Hilfe gefunden«, erzählt Ali Salihu.

Die Prüfung des Gesundheitsamtes ergibt, dass es für Frau Salihu

aufgrund einer Posttraumatischen Belastungsstörung unmöglich

ist, in den Kosovo zurückzukehren. Dem schließt sich auch das Ver-

waltungsgericht an: Es verpflichtet die Behörde im April 2002,

der schwer kranken Haxhare Salihu aufgrund der dauerhaften

Reiseunfähigkeit eine Aufenthaltsbefugnis zu erteilen. Die Aus-

länderbehörde geht in Berufung. 2004: Die inzwischen fünfköpfi-

ge Familie wartet noch immer auf das Urteil des Oberverwal-

tungsgerichts. 

D A S  V O T U M  D E R  Ä R Z T E  U N D  R I C H T E R  I S T  D E U T L I C H : H A X H A R E  S A L I H U

w ü r d e  d i e  R ü c k k e h r  i n  d e n  K o s o v o  n i c h t  ü b e r s t e h e n . Tr o t z d e m  w i l l  d i e

A u s l ä n d e r b e h ö r d e  d i e  s c h w e r  t r a u m a t i s i e r t e  F r a u  u n d  i h r e  Fa m i l i e

a b s c h i e b e n .

*flucht.punkt ist ein warmes und helles Licht in
der Kälte. Es macht Verfolgten Hoffnung und hilft. 

Dr. med. Hans Wolfgang Gierlichs, Psychoanalytiker und Traumaexperte, Aachen

nicht nur gegen niedergelassene MedizinerInnen, sondern

auch gegen die AmtsärztInnen der bezirklichen Gesundheits-

ämter ging letztlich so weit, dass sie die Staatsanwaltschaft

einschaltete. Die Ermittler durchsuchten daraufhin 2001

mehrere Praxen und Privaträume.

Doch auch die behördlichen HonorargutachterInnen stell-

ten in verschiedenen Fällen fest, dass eine Abschiebung aus

gesundheitlichen Gründen nicht zu verantworten sei.

Seitdem verlässt sich die Behörde bei der Beurteilung

medizinischer Diagnosen nicht mehr auf ärztliche Fach-

kenntnis, sondern auf die SachbearbeiterInnen der Ab-

schiebungsabteilung. Diese haben freie Hand, Atteste zu

akzeptieren oder abzuweisen. Ihnen zur Seite stehen eine

Ärztin des Einwohnerzentralamtes und der Flugme-

diziner Dr. K. In einem Büro der Ausländerbehörde,

ohne medizinisches Gerät, befragen sie vorgeladene

»PatientInnen«. Nach kurzen Gesprächen bescheinigen sie

selbst schwer herzkranken und suizidgefährdeten Menschen

die Flugreisetauglichkeit. Der Abschiebung steht dann nichts

mehr entgegen. Teilweise wird sie so überraschend vollzogen,

dass die Betroffenen und ihre AnwältInnen vor dem Abflug

keine Rechtsmittel mehr einlegen können.
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Im Jahr 1998 gab der Hamburgische Rechnungshof der Aus-

länderbehörde Rückenwind. Die Instanz zur Überprüfung der

städtischen Ausgaben hatte darauf hingewiesen, dass die

Aufenthaltsdauer abgelehnter AsylbewerberInnen drastisch

verkürzt werden müsse, um die Sozialhilfeausgaben der

Hansestadt zu senken. Die Ausländerbehörde war nicht über-

rascht – schließlich hatte sie erst kurz zuvor durch den Entzug

von Aufenthaltsbefugnissen die Zahl der ausreisepflichtigen

Menschen in Hamburg auf rund 17.600 steigen lassen. Ihr

Kalkül, über die Rüge des Rechnungshofes einen klaren

Arbeitsauftrag und eine bessere Personalausstattung zu be-

kommen, ging auf. Die Ausländerbehörde verpflichtete

sich vertraglich, festgelegte Abschiebungsquoten zu

erfüllen. Dafür wurden 16 zusätzliche Stellen in der

Abschiebungsabteilung eingerichtet.

Mit ihrer Selbstverpflichtung, künftig mehr Menschen abzu-

schieben, verringerte die Ausländerbehörde absichtlich ihren

Spielraum. Denn fast die Hälfte aller geduldeten Menschen

konnte aus tatsächlichen Gründen nicht abgeschoben wer-

den, weil es keine Flugverbindungen gab wie nach Afghanis-

tan, Sierra Leone, Guinea und andere – oder weil Herkunfts-

länder wie Jugoslawien die Rückübernahme der Flüchtlinge

verweigerten.

Mit Verweis auf diesen Handlungsdruck verteidigte die

Behörde ihre Entscheidung, humanitäre Abschiebungshin-

dernisse künftig zu ignorieren, kranke Menschen abzuschieben

und Familien auseinander zu reißen. Seither setzt sich die

Behörde konsequent über das Grundgesetz hinweg, indem sie

den Schutz von Ehe und Familie und das Recht auf Leben und
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Januar – Mai flucht.punkt organisiert gemeinsam mit der Ärztekammer, amnesty international u.a. die Vortragsreihe
»An der Seite der Überlebenden von Folter und Flucht«.

Das reformierte
Staatsangehörigkeits
recht tritt in Kraft.

§19 des Ausländergesetzes wird geändert.
Künftig erhalten ausländische Ehepartner-

Innen im Fall der Trennung schon nach
zwei statt wie bisher nach vier Jahren ein

eigenständiges Aufenthaltsrecht.

06  00

ALI I. IST 16 JAHRE ALT, ALS ER 1990 DEUTSCHLAND

ERREICHT. Lange hofft er auf Asyl. Vergeblich: 1995 ist sein

Asylbegehren rechtskräftig negativ abgeschlossen. Über Jahre hin-

weg muss der junge Mann in kürzesten Abständen bei der Auslän-

derbehörde seine Duldung verlängern lassen. Er darf keine Ausbil-

dung machen. In den Gesprächen bei flucht.punkt wird schnell

deutlich, wie kräftezehrend der Druck für ihn ist. Trotzdem koope-

riert er mit der Ausländerbehörde und bemüht sich um pakistani-

sche Reisedokumente. Doch seine Botschaft verwehrt ihm den Pass.

Seine Sprachstörungen verschlimmern sich. Ab 1997 verdient Ali

I. seinen Lebensunterhalt in einem Restaurant. Im November

2000 lässt die Ausländerbehörde Herrn I. festnehmen und schiebt

ihn am selben Tag ab. Pakistan hatte signalisiert, Herrn I. mit einem

EU-Reisedokument einreisen zu lassen. Nach zehn Jahren Leben in

Deutschland bekommt Ali I. keine Gelegenheit mehr, seine persönli-

chen Sachen zu packen und sich von Bekannten zu verabschieden.

H E R A U S G E R I S S E N : A l s  A L I  I . a b g e s c h o b e n  w i r d , b e k o m m t  e r  k e i n e

G e l e g e n h e i t , s e i n e  p e r s ö n l i c h e n  D i n g e  z u  p a c k e n  o d e r  s i c h  v o n  F r e u n -

d e n  z u  v e r a b s c h i e d e n .

Die Bundesregierung erlässt die
Verwaltungsvorschriften »mit dem Ziel

der Beachtung geschlechtsspezifischer
Verfolgungsgründe«.

Auf der Jagd nach
Rekorden
Rollkommandos, Abschiebungshaft 
und Familientrennung



körperliche Unversehrtheit der »Durchsetzung der Aus-

reisepflicht« regelmäßig unterordnet. Der Pressesprecher

der Ausländerbehörde, Norbert Smekal, behauptete gar

hinsichtlich einer Familientrennung, »eine humanitäre Lö-

sung wäre Rechtsbeugung«.

Trotz dieser rigorosen Praxis bestätigte der rot-grüne

Senat in der Drucksache 16/4911: »Die Hamburger Ab-

schiebungspraxis steht mit den rechtlichen Vorgaben

[und] mit den politischen Zielen der Koalitionsver-

einbarung (...) in Einklang.« 

Die Ausländerbehörde nimmt die Flüchtlinge ins Visier,

ohne ihr menschliches Antlitz zu erkennen. Im Jahr 1995

schob die Ausländerbehörde 1.444 Menschen ab, sieben

Jahre später, im Jahr 2003, waren es bereits mehr als

3.000. Ist die Duldung erst einmal für nichtig erklärt, gibt

es kein Halten mehr: Ohne Vorwarnung holen Sach-

bearbeiterInnen der Ausländerbehörde mit Unterstützung

der Polizei morgens um vier Familien aus ihren Betten.

Mitten in der Nacht müssen die Menschen unter den

Augen der Beamten das Nötigste packen; mehr als 20 Kilo

Gepäck sind nicht erlaubt. Möbel und Geschirr bleiben zu-

rück. Für einen Abschied von NachbarInnen oder Freund-

Innen bleibt keine Zeit. In Handschellen werden Eltern

abgeführt und mit ihren verstörten Kindern zum Flug-

hafen gebracht. Die Kosten für ihre Abschiebung müssen

sie selbst tragen. Bargeld wird deshalb in der Regel be-

schlagnahmt. Stunden später werden sie in einem Land

ankommen, das sie nicht (mehr) kennen. Diese Roll-

kommandos, die die Behörde als »frühzeitige

behördliche Begleitung zum Flughafen« bezeich-

net, dienen angeblich dazu, »alle im Rahmen der

geltenden Gesetze bestehenden Möglichkeiten zu

nutzen, um Abschiebungshaft zu vermeiden«.

So früh morgens haben die Menschen keine Chance,

ihren Anwalt oder flucht.punkt zu informieren. Das Gericht

noch einzuschalten, gelingt deshalb selten. Die Ausländer-

behörde ist mittlerweile dazu übergegangen, Menschen

auch dann abzuschieben, wenn dem Petitionsausschuss

der Hamburgischen Bürgerschaft Eingaben zur Ent-

scheidung vorliegen. Sie hat durchgesetzt, dass sie bereits

vorbereitete Abschiebungen nach telefonischer Rück-

sprache mit den Obleuten der Fraktionen durchführen

darf. Die sich aus Artikel 6 des Grundgesetzes ergebende

Ver-pflichtung, Familien im Regelfall nur gemeinsam abzu-

schieben, ignoriert die Behörde entweder oder sie übt

massiven Druck auf die Angehörigen aus, indem sie ein

Elternteil in Abschiebungshaft nehmen lässt. Im internen

Papier der Innenbehörde von 1999 heißt es: »Einzelfälle

aus der Vergangenheit haben gezeigt, dass anlässlich der

getrennten Abschiebung eines Teils der Familie in vielen

Fällen die Bereitschaft zur Ausreise beim anderen Teil der

Familie erheblich steigt.«

flucht.punkt unterstützt Flüchtlinge, sich mit allen

rechtlichen Mitteln gegen diese Praxis zur Wehr zu setzen.

In vielen Fällen gelingt es, die Abschiebungspläne voraus-

zuahnen und das Gericht vorsorglich anzurufen, um eine

einstweilige Anordnung gegen die Abschiebung zu erwir-

ken. Die Haltung der Ausländerbehörde zum Rechtsstaat

hingegen offenbart sich in dem Satz des Behörden-

sprechers Norbert Smekal: »Gerichtsentscheidungen sind

für uns, abgesehen von dem Einzelfall, der entschieden

worden ist, nicht rechtsverbindlich.«
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In einer 38seitigen Senatsdrucksache betont die rot-grüne
Regierung in Hamburg: »Die Hamburger Abschiebungspraxis
steht mit den rechtlichen Vorgaben, mit den politischen Zielen

der Koalitionsvereinbarung sowie mit der ›Politischen
Verständigung‹ (...) vom 9. Juli 1999 in Einklang.«

Der CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende
Friedrich Merz entfacht eine Debatte
über die Anpassung von Zugewanderten
an die »deutsche Leitkultur«.

Der Hamburger Flüchtlingsfonds wird
gegründet. Über Spenden sollen

Rechtsbeistände für Flüchtlinge und
MigrantInnen finanziert werden.

Mit der Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts zur »quasi staatlichen

Verfolgung« haben Asylanträge von AfghanInnen
nun die Chance, anerkannt zu werden.

Nachdem mehrere Gerichte das
unbefristete Arbeitsverbot für

AsylbewerberInnen als verfassung-
widrig beurteilten, wird der »Blüm-

Erlass« aufgehoben.

*flucht.punkt stört mich – bei der klammheimlichen
Gewöhnung an Ungerechtigkeit und Inhumanität. Danke.

Dr. Jochen Menzel, terre des hommes (Bundesvorsitzender 1990-95)
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Menschen, die in Deutschland Schutz suchen, haben es

schwer: Das Ausländer- und Asylrecht ist restriktiv, das Ver-

fahrensrecht kompliziert und mit kurzen Fristen versehen.

Ohne professionelle Hilfe haben Flüchtlinge kaum eine Chance,

gesichert Zuflucht in Deutschland zu finden – diese Einsicht

führte 1994 zur Gründung des flucht.punkt. Damals war aller-

dings nicht absehbar, dass das größte Problem der KlientInnen

die Verwaltungspraxis der Ausländerbehörde werden würde.

Das Ausländergesetz bietet ebenso wie andere Gesetze

zahlreiche Spielräume, die interpretiert werden können – und

müssen. Wie dieses Ermessen ausgestaltet ist, regelt das

Verwaltungsrecht. So muss die Behörde sämtliche Tatsachen

ermitteln, die für und gegen einen Antragsteller sprechen. Erst

dann soll sie innerhalb der rechtlichen Grenzen und im Sinne

des Gesetzgebers entscheiden 

flucht.punkt beobachtet mit wachsender Sorge,

dass die Ausländerbehörde sich von diesen Grund-

sätzen entfernt und zunehmend einseitig handelt.

Spätestens, seit die wechselnden Innensenatoren höhere Ab-

schiebungszahlen als politische Erfolge feiern, kann von

»Kundenorientierung« keine Rede mehr sein. Unter dem

Druck, immer mehr Abschiebungen zu ermöglichen, ent-

wickelt sich nach Überzeugung von BeobachterInnen bei den

SachbearbeiterInnen ein Korpsgeist, der nur schwer politisch

zu steuern ist. Die unwirsche Behandlung von AusländerInnen

wird zur Regel; die einseitige Ausübung des Ermessens zu

Lasten der Betroffenen ist allgegenwärtig.

Zudem häufen sich die Belege dafür, dass die Behörde Ge-

setze missachtet. Im Frühjahr erklärte das Verwaltungsgericht
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KAMIL DÜNDAR IST 13 JAHRE ALT, ALS ER 1996 mit seiner

Mutter und seinem Bruder nach Deutschland zu seinem

Vater reist. Ihr Antrag, als Altfall anerkannt zu werden, wird

abgelehnt. Nun droht die Abschiebung. Das Gesundheitsamt stellt

fest, dass eine schwere Traumatisierung bei der Mutter vorliegt.

Daraufhin stellt die Ausländerbehörde 2001 der Familie Aufent-

haltsbefugnisse in Aussicht, wenn sie ihren Widerspruch gegen die

Ablehnung der Aufenthaltsbefugnis zurücknimmt. Die Dündars

glauben dem Versprechen. Ein Fehler: Denn die Behörde fühlt sich

daran nicht gebunden; seitdem klagen die Dündars vor dem Ver-

waltungsgericht. 2004: Kamil Dündar ist jetzt 21. Der junge

Mann darf als »Geduldeter« nicht reisen und keinen Führerschein

machen. Er würde gerne Bäcker werden, aber das ist ihm verboten.

Trotzdem hofft er immer noch: »flucht.punkt hat uns zweimal vor

der Abschiebung gerettet. Ohne flucht.punkt wäre ich nicht mehr

hier.«

J U G E N D  I N  E N G E N  G R E N Z E N : W e r  w i e K A M I L  D Ü N D A R m i t  e i n e r

D u l d u n g  i n  H a m b u r g  l e b t , d a r f  i n  d e r  Re g e l  n i c h t  r e i s e n , a r b e i t e n  o d e r

s i c h  a u s b i l d e n  l a s s e n .

Ab sofort gilt ein Arbeits-
verbot für Flüchtlinge für
die ersten zwölf Monate
nach ihrer Einreise.

Das Bundesverfassungsgericht
urteilt, dass AusländerInnen in der
Regel nicht länger als drei Monate
in Abschiebungshaft genommen
werden dürfen.

Im Bürgerschaftswahlkampf tritt
Innensenator Wrocklage (SPD) nach
massiver Kritik an seiner Amtsführung
zurück. Sein Nachfolger wird Olaf
Scholz (SPD).

Eine »untadelige
Mannschaft«!?
Die schwierige Beziehung 
der Ausländerbehörde zum Recht



Hamburg eine bereitsdurchgeführteAbschiebung für rechts-

widrig. Obwohl die Ausländerbehörde den Abschiebungs-

termin bereits festgelegt hatte, verlängerte sie die Duldung

der Familie Yilmaz um mehrere Monate. Am nächsten

Morgen holten 17 Polizeibeamte die Familie »wie bei einer

Großrazzia« ab: Die Richter urteilten, das Vorgehen der

Behörde sei unverhältnismäßig und verstoße gegen den

Grundsatz von Treu und Glauben. Der Behördensprecher

kommentierte das Gerichtsurteil: »An dieses Urteil sind

wir nicht gebunden, das ist ja nur die Meinung einer

Kammer«; zur Änderung der Praxis bestehe kein Anlass.

»Die vollziehende Gewalt ist an Recht und

Gesetz gebunden«, schreibt das Grundgesetz vor.

Doch der geschilderte Fall ist nicht der einzige, der daran

zweifeln lässt, dass die Behörde rechtmäßig handelt. In

einem Aktenvermerk, der flucht.punkt vorliegt, bittet der

Leiter der Abschiebungsabteilung seinen Vorgesetzten um

die Zustimmung für folgende Maßnahme: Die gemeinsa-

me Abschiebung einer Familie solle »dadurch erreicht

werden, dass der ausgeübte Druck im Hinblick auf eine

mögliche Familientrennung dazu führt, dass die Rest-

familie sich trotz vorgelegter Atteste bereit erklärt,

gemeinsam mit Vater und Sohn zurückzukehren.« Die

Familie solle allerdings nicht getrennt werden, da ein

Eilantrag vor dem Verwaltungsgericht anhängig sei und

»zu befürchten« stehe, »dass eine getrennte Rückführung

untersagt werden könnte.« Mit anderen Worten: Die

Behörde droht der Familie mit Trennung, obwohl sie selbst

davon ausgeht, dass das Gericht die Trennung untersagen

würde.

Ein weiteres Beispiel:Als die Behörde eine Roma-Familie

aus Serbien und Montenegro zur Abschiebung abholen

will, trifft sie nur deren taubstummen und autistischen

Sohn an. Diesem hat ein von der Ausländerbehörde beauf-

tragter Gutachter attestiert, dass ihm die »Verarbeitung

von Informationen nicht gelingt«; eine Abschiebung ohne

die Familie sei nicht zu verantworten. Die Behörde legt

dem jungen Mann ein vorgefertigtes Schriftstück vor, mit

dem er seinem Anwalt das Mandat entzieht und seinen

Asylantrag zurücknimmt. Er »unterschreibt« per Finger-

abdruck und wird noch am gleichen Tag nach Belgrad

geflogen, wo er monatelang verschollen bleibt.

Die Einzelfälle sind nur die Spitze des Eisbergs.

Es gibt viele Fälle, in denen SachbearbeiterInnen

Druck auf KlientInnen ausüben, die Entgegennahme

von Anträgen verweigern, Vorgänge in gesonderten

Aktenteilen verwalten und diese den Betroffenen und

ihren Anwälten bei der Akteneinsicht vorenthalten. Die

zahlreichen Dienstaufsichtsbeschwerden, die in den ver-

gangenen Jahren gegen SachbearbeiterInnen der Aus-

länderbehörde eingereicht wurden, scheiterten in der

Regel an den Schutzreflexen der Innensenatoren und des

Leiters des Einwohnerzentralamtes – Ralph Bornhöft hält

seine »Mannschaft« für »untadelig«.

Unabhängig von der politischen Überzeugung des Ein-

zelnen muss die Entwicklung Anlass zu ernster Besorgnis

geben. In wessen Interesse soll es sein, wenn sich ein Teil

der Verwaltung verselbständigt und bewusst am Rand des

Rechts operiert, anstatt Ausländer- und Grundgesetz zur

Richtschnur des Handelns zu machen? Auch die Parla-

mentarierInnen im Eingabenausschuss der Hambur-

gischen Bürgerschaft sollten alarmiert sein, wenn ihnen

BehördenvertreterInnen suggerieren, es gäbe keine recht-

liche Möglichkeit für ein Bleiberecht, obwohl ein Blick in

das Gesetz das Gegenteil belegt. Eine Verwaltung, die ihr

Kontrollorgan nur unzureichend informiert, kann keines-

falls toleriert werden.

flucht.punkt fordert deshalb einen parlamenta-

rischen Untersuchungsausschuss bzw. eine unab-

hängige Untersuchung der Praxis der Ausländer-

behörde. Wenn eine Behörde rechtliche Normen um-

geht, muss die Regierung eingreifen. Denn auf dem Spiel

stehen die individuellen Schicksale vieler Menschen, aber

auch unser Rechtsstaat.
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*Der flucht.punkt tut, was Jesus heute wohl auch tun würde: 
Flüchtlingen in einem Rechtsstaat wenigstens zu ihrem Recht zu verhelfen.

Propst Dr. Horst Gorski

Der Anschlag auf das World Trade Center wird
zur globalen Zäsur. Terrorismusbekämpfung und
»Innere Sicherheit« dienen zur Begründung für
Einschnitte in die Bürgerrechte und für die
Verschärfung des Ausländerrechts.

Ronald Schill wird 
Innensenator.

Der Petitionsausschuss des Bundestages fordert
die rot-grüne Bundesregierung auf, den Vorbehalt
gegen die UN-Kinderrechtskonvention zurückzu-
nehmen. Innenminister Schily (SPD) weigert sich.

Der Bundestag
verabschiedet das
Zuwanderungsgesetz.

Die Zuwanderungskommission unter Leitung
der CDU-Politikerin Rita Süssmuth legt ihren
Abschlussbericht vor. Sie fordert: »Deutschland
braucht Zuwanderinnen und Zuwanderer«.

Wenige Tage nach dem Süssmuth-
Bericht legt Bundesinnenminister 

Schily dem Bundeskabinett den
Entwurf für ein Zuwanderungs-

gesetz vor.

Der 19jährige Kameruner
Achidi J. stirbt, nachdem
ihm eine Ärztin und vier
Polizisten gewaltsam Brech-
mittel verabreicht hatten.
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Wenn die Ausländerbehörde Kinder abschieben will, die

Innenbehörde künftig für das Flüchtlingsschiff »Bibby Altona«

zuständig sein soll oder der Hamburger Senat die eigene

Abschiebungspraxis lobt, gilt einer der ersten Anrufe von Jour-

nalistInnen meist der kirchlichen Beratungsstelle flucht.punkt.

Sie ist bekannt dafür, präzise und kompetent in die Debatte um

Flüchtlingspolitik, Asyl- und Ausländerrecht einzugreifen. Jour-

nalistInnen bekommen hier wichtige Hintergrundinformatio-

nen und treffende Statements für die Berichterstattung. Anne

Harms und Almut Jöde stehen in kontinuierlichem Kontakt zu

lokalen und überregionalen Redaktionen aus dem Print-, Fern-

seh- und Hörfunkbereich. Sie setzen und kommentieren flücht-

lingsrelevante Themen in Zeitungen vom Hamburger Straßen-

magazin »Hinz und Kunz(t)« über das renommierte Wochen-

magazin »DIE ZEIT« bis hin zur »New York Times«. Gefragt

sind die Mitarbeiterinnen der Beratungsstelle in Talkshows bei

Herbert Schalthoff/Hamburg1, aber auch für Stellungnahmen

in den Tagesthemen. NDR und Deutschlandfunk produzierten

Features über den Beratungsalltag bei flucht.punkt.

Mediales Interesse lässt sich immer dann wecken,

wenn flucht.punkt die Kritik an der Ausländerbehörde

mit konkreten Einzelfällen verknüpft. Viele KlientInnen

hoffen, oft zu Recht, dass eine Berichterstattung die Öffent-

lichkeit aufrütteln und die Entscheidungsträger zum Handeln

zwingen wird. flucht.punkt nutzt deshalb die Kontakte zu loka-

len und überregionalen Redaktionen. Mehran R. war schon in

Abschiebungshaft und verdankt einer Medienkampagne seine

Freilassung. Er wurde als politisch Verfolgter anerkannt. Im Fall

der Libanesin Jamal E., die nach einem Suizidversuch im

Krankenhaus war, beugte sich die Ausländerbehörde dem

öffentlichen Druck und gewährte Frau E. humanitäres Bleibe-

recht. Die ghanaischen Schwestern Oppong wären nicht mehr

in Deutschland, wenn sich nicht zahlreiche Menschen und

Medien für die Kinder eingesetzt hätten.

Die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit von flucht.punkt zielt

darauf ab, Unterstützung im Einzelfall zu mobilisieren und

darüber hinaus auf die Strukturen der restriktiven Flüchtlings-

und Abschiebungspolitik hinzuweisen. So hat es eine dop-

pelte Wirkung, wenn flucht.punkt KlientInnen beim

Gang vor das Bundesverfassungsgericht betreut und

für eine begleitende Presseberichterstattung sorgt.

Auch hinter den medialen Kulissen ist flucht.punkt aktiv: Die

Beratungsstelle bietet seit 1995 Crashkurse zu Asyl- und

Ausländerrecht an und veranstaltet Workshops für haupt- und

ehrenamtliche KollegInnen, z.B. über »Weisungen zum Aus-

ländergesetz« oder das neue Zuwanderungsgesetz. An Sozial-

pädagogInnen und JuristInnen richtete sich ein Seminar über

Psychopharmakologie, in dem es um die Auswirkungen der bei

Flüchtlingen häufig angewandten medikamentösen Therapie

ging. flucht.punkt bietet darüber hinaus seit einiger Zeit

Fortbildungen zum Thema »Medizinische Versorgung von

Illegalisierten« für MitarbeiterInnen der Krankenhaus-Sozial-

dienste an.

Unverzichtbar ist die politische Lobby- und Überzeugungs-

arbeit. flucht.punkt hält Kontakt zu den Fraktionen der

Hamburgischen Bürgerschaft, initiiert Kleine Anfragen an den

Senat und kann so Themen in die öffentliche Diskussion ein-

bringen. Teil der Öffentlichkeitsarbeit ist auch die Präsenz bei

Podiumsdiskussionen und Informationsveranstaltungen zur

Flüchtlingspolitik, z.B. von amnesty international, dem

Hamburger Zukunftsrat oder der Heinrich-Böll-Stiftung.

Für Aufsehen sorgen die Kampagnen: 2003 machte

die von flucht.punkt entwickelte kirchliche Plakat- und

Medienkampagne »Kinder verschwinden« auf das unsichere

Leben geduldeter Kinder in Hamburg aufmerksam. 1999

unterstützte flucht.punkt die Initiative «BürgerInnen beobach-

ten die Ausländerbehörde«: Dass Studentinnen der Sozial-

pädagogik HamburgerInnen dazu aufforderten, Flüchtlinge zur

Druck machen 
Die Öffentlichkeitsarbeit von flucht.punkt

02 

01  02 02  02 03  02 04  02 05  02
Die kirchlichen Beratungsstellen in Altona (flucht.punkt),
Stormarn und Niendorf starten – finanziert durch den
Europäischen Flüchtlingsfonds – ein Projekt zur
Beratung für Bürgerkriegsflüchtlinge.

Das Zuwanderungsgesetz passiert die
Bundesratsabstimmung. CDU und CSU
fechten das Abstimmungsergebnis vor
dem Bundesverfassungsgericht an.

Hamburgs Innensenator Schill bietet
afrikanischen Ländern Entwicklungs-
hilfe, wenn sie abgelehnte Asylsuchende
anderer Nationalität bei sich aufnehmen.

Die Staats- und Regierungschefs der EU-
Staaten einigen sich in Sevilla auf die

verstärkte Zusammenarbeit bei der
Sicherung der EU-Außengrenzen und im

Kampf gegen illegale Einwanderung.

Der Hamburger Senat
(CDU, FDP, Schill)
schafft das Amt der
Ausländerbeauftragten
ab. 

Bundespräsident 
Johannes Rau unter-
zeichnet das Zuwan-
derungsgesetz.

06  02
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Wie viele andere wird auch die türkische Familie Yilmaz
nachts überraschend abgeholt und abgeschoben.
Erstmals beurteilt das Verwaltungsgericht das Vorgehen
im Nachhinein: Die Abschiebung war rechtswidrig!

Das Bundesverwaltungsgericht urteilt, im
Münchener Fall »Mehmet« sei der besondere
Ausweisungsschutz von minderjährigen
Ausländern missachtet worden. 

Das Bundesverfassungs-
gericht erklärt die Bun-
desratsabstimmung zum
Zuwanderungsgesetz für
ungültig.

Nach Erhebungen der antirassisti-
schen Initiative Berlin sind in

Deutschland seit dem 1.1.1993 minde-
stens 281 Flüchtlinge durch staatliche

Maßnahmen ums Leben gekommen.

LEYLA K., IHR MANN UND IHRE KINDER FLIEHEN AUS AF-

GHANISTAN NACH EUROPA und werden getrennt. Erst in

Hamburg finden sie wieder zueinander. Hier klappt die Drittstaaten-

falle zu: Die 39-jährige Mutter ist über Österreich eingereist und soll

nun getrennt von ihrem Mann und ihren vier Kindern dorthin abge-

schoben werden. flucht.punkt betreut die Familie in der Zeit der größ-

ten Ungewissheit. Weil Frau K. das Land nicht ohne ihre Familie ver-

lassen will , kommt sie im Februar 2002 in Abschiebungshaft. Das

Verwaltungsgericht untersagt die Trennung der Familie, doch die

Behörde widersetzt sich. Leyla K. bleibt in Haft und soll abgeschoben

werden. Letztlich stimmt das Gericht der isolierten Abschiebung der

Mutter doch zu, Glücklicherweise erklärt sich Österreich dann bereit,

die sechsköpfige Familie aufzunehmen. Herr K. und die vier Kinder

entschließen sich für die Begleitung ihrer Frau und Mutter nach

Österreich. Zwei Jahre lang hatten sie darum kämpfen müssen, nicht

in verschiedenen Ländern getrennt voneinander leben zu müssen.

D E U T S C H L A N D  P R O F I T I E R T  V O N  D E R  D R I T T S T A A T E N F A L L E : F l ü c h t l i n g e

wi e  L E Y L A  K. , d i e  ü b e r  e i n e n  s o  g e n a n n t e n  s i c h e r e n  D r i t t s t a a t  e i n g e -

r e i s t  s i n d , w e r d e n  g r u n d s ä t z l i c h  d o r t h i n  z u r ü c k g e s c h i c k t .

Behörde zu begleiten und ihnen dort schützend zur Seite zu

stehen, sorgte für mehrtägige Presseberichte. Als 1997 die

Ausländerbehörde AusländerInnen zumutete, tagelang in der

Warteschlange auszuharren, konterte flucht.punkt mit der

Aktion »Schlange gegen die Schlange« und erntete bundes-

weite Aufmerksamkeit.

Die Beratungsstelle ist auch Bündnispartnerin anderer

Einrichtungen und Initiativen der Stadt für Veranstaltungen

und Kampagnen wie das »Tribunal gegen die Unfreie und

Abschiebestadt Hamburg«, »Der Mann muss weg« und

»Einspruch! Gegen die Hamburger Flüchtlingspolitik«.

In der öffentlichen Auseinandersetzung bleibt es nicht aus,

dass die Konfliktlinie zwischen Ausländerbehörde und

kirchlicher Beratungsstelle immer wieder deutlich

zutage tritt. So verlangte das Einwohnerzentralamt einmal

aus Ärger »über Aktivitäten der kirchlichen Beratungsstelle

flucht.punkt (...) diesem Treiben unter dem Dach der Kirche

Einhalt zu gebieten«.

flucht.punkt wird auch künftig das Verwaltungshandeln der

Ausländerbehörde genau beobachten und die fortschreitende

Abkehr vom Rechtsstaat wenn nötig medienwirksam skanda-

lisieren. Denn ein Rechtsstaat ist auf öffentliche

Kontrolle angewiesen. Es offenbart sich stets zuerst an

den Fremden, an Flüchtlingen, wenn sich ein Verwaltungs-

apparat von rechtsstaatlichen Prinzipien verabschiedet.

Umso wichtiger ist eine gesellschaftliche Kraft wie die Kirche,

die darauf mit seismographischer Sensibilität reagiert und als

Korrektiv entgegen wirkt.

Hessens Ministerpräsident
Koch will den Zugang zur
Grundschule von Deutsch-
kenntnissen abhängig
machen.

*Angesichts der häufig leider diffamierenden Äußerungen von flucht.punkt gegen-
über der hiesigen zentralen Ausländerbehörde verzichte ich auf eine Äußerung. 

Ralph Bornhöft, Amtsleiter Einwohner-Zentralamt
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Als Nina morgens in die Klasse kommt, ist ihre Freundin

Hejar nicht da. Gestern Nachmittag hatten die beiden Neun-

jährigen noch zusammen Basketball auf dem Hof gespielt.

Bald spricht sich herum: Hejar wird nicht wiederkommen. Sie

wurde nachts aus der Wohnung geholt. Schon oft hatte das

kurdische Mädchen von ihrer Angst erzählt, abge-

schoben zu werden in ein Land, das sie nicht kennt.

Sie ist in Hamburg geboren. Sie war hier nur geduldet. Jetzt ist

sie verschwunden.

Viele HamburgerInnen wissen nicht, wie häufig so etwas

passiert. Hejar ist eines von tausenden Hamburger Kindern,

die bei uns aufwachsen und doch nie ganz heimisch werden.

Sie wissen: In jeder Nacht kann es passieren, dass

SachbearbeiterInnen der Ausländerbehörde mit Polizeibeam-

ten kommen, um sie außer Landes zu schaffen; in das Her-

kunftsland ihrer Eltern, in dem sie fremd sind. Ihre Eltern

kamen vor Jahren aus Afghanistan oder Ghana, sind Albaner

aus der Kosovo oder Kurden aus der Türkei – und leben mit

einer Duldung in Hamburg.

Eine Duldung, die »Aussetzung der Abschiebung«, sollen

Menschen gemäß Paragraph 55 des Ausländergesetzes

bekommen, wenn ihnen kein Bleiberecht zuerkannt wurde, sie

vorübergehend aber auch nicht abgeschoben werden können.

Dies betrifft viele Menschen jahre- oder gar jahrzehntelang:

Therapieplätze für vom Krieg traumatisierte Menschen wird es

im Kosovo in absehbarer Zeit nicht geben, auf die Bereitschaft

des Libanon, palästinensische Flüchtlinge zurückzunehmen,

wartet die Behörde seit zwanzig Jahren und nach Afghanistan

kann schon seit über 15 Jahren nicht abgeschoben werden.

Nach dem Willen des Gesetzgebers soll die Duldung eben

nicht einen längerfristigen Aufenthalt regeln. Dafür gibt es die

Aufenthaltsbefugnis nach Paragraph 30 des Ausländer-

gesetzes. Dennoch gibt es in der Behörde eine interne Dienst-

anweisung, Aufenthaltsbefugnisse in solchen Fällen nur dann

zu erteilen, wenn die Behörde gerichtlich dazu gezwungen

wird und eine Berufung erfolglos bleibt.

Welches öffentliche Interesse kann es geben, Menschen jah-

relang im Sozialhilfebezug zu halten und ihre Kinder an der

Integration zu hindern? In kaum einem anderen deutschen

Bundesland leben Menschen so lange mit einer Duldung wie

in der Hansestadt.

Kinder trifft die Perspektivlosigkeit besonders hart.

Wegen der so genannten Residenzpflicht dürfen sie zudem

Hamburg nicht verlassen und an Klassenreisen,Ausflügen oder

auswärtigen Sportwettkämpfen nur mit – selten erteilter –

behördlicher Genehmigung teilnehmen. Geduldete Jugend-

liche dürfen nicht arbeiten, nicht studieren und keine Aus-

bildung beginnen. Die Botschaft ist: Für Dich gibt es in

Deutschland kein Morgen. Hier wächst eine Generation

heran, die daran gehindert wird, ihre Zukunft zu pla-

nen. Das UN-Kinderhilfswerk UNICEF weist in einer Studie

darauf hin, dass die prekäre Situation der Jugendlichen zu

»Orientierungslosigkeit, zum Teil auch zu psychischen Stö-

rungen und abweichendem Verhalten« führen könne.

flucht.punkt beobachtet die Auswirkungen auf die jungen

KlientInnen mit Sorge. Immer häufiger zeigen Flüchtlings-

kinder Symptome psychischer Erkrankungen.

Seit Dezember 2003 macht die kirchliche Flüchtlingsarbeit

im Sprengel Hamburg auch mit einer großformatigen

Plakataktion in der Innenstadt darauf aufmerksam, dass tag-

täglich »Kinder verschwinden!« Unterstützt wird die Aktion

von zahlreichen HamburgerInnen – unter ihnen die Kabaret-

tistin Lisa Politt und der Schauspieler Rolf Becker.

Kinder haben einen Rechtsanspruch auf den Schutz

durch die Gesellschaft – das besagt die UN-Kinder-

rechtskonvention, die Deutschland allerdings nur

unter Vorbehalt unterzeichnet hat. Bis heute weigert

sich Bundesinnenminister Otto Schily, ausländischen Kindern

die gleichen Rechte zuzugestehen wie deutschen. Würde die

Bundesregierung den Vorbehalt aufgeben, müsste sich die

»Für dich gibt es 
kein Morgen«
Kinder zwischen Flucht und Vertreibung
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Die Ausländerbehörde schiebt einen taubstum-
men, autistischen jungen Mann, der laut ärztlicher
Diagnose »bei Trennung von seiner Familie lebens-
unfähig ist«, überraschend ohne Begleitung ab.

Weil der Bundesrat,
in dem mittlerweile
die CDU-/CSU-ge-
führten Länder die
Mehrheit haben, 

das Zuwanderungs-
gesetz ablehnt, wird
der Vermittlungsaus-
schuss einberufen. 

Rund 150 Organisationen und
Einzelpersonen schließen sich

zum Bündnis »Einspruch!
Gegen die Hamburger Flücht-

lingspolitik« zusammen.
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Für die Zentrale Erstaufnahme auf der Bibby
Altona ist künftig nicht mehr die Sozial-, sondern
die Innenbehörde zuständig. Ausländerbehörde und
Landeskriminalamt (LKA) ziehen auf das Schiff.

Der Vermittlungsausschuss
kann sich nicht über das
Zuwanderungsgesetz eini-
gen und beruft eine
Arbeitsgruppe ein.

Die Behörde für Soziales und Familie weist
die Hamburger Frauenhäuser an, auslän-
dischen Frauen mit Duldungsstatus den
Schutz zu verwehren.

Das Verwaltungsgericht
Aachen entscheidet:
Drohende Genitalver-
stümmelung ist ein
Asylgrund.

Die New York Times berichtet über die drohende
Abschiebung der ghanaischen Schwestern Gifty (12)
und Sylvia Oppong (13) aus Hamburg. Die beiden
Mädchen waren ohne Visum zu ihrer Mutter nach
Deutschland gereist.

Die Ausländerbehörde setzt afghani-
sche Flüchtlinge unter Druck, »freiwil-
lig« auszureisen – mit der Drohung,
dass sie sonst abgeschoben würden. 

SENGE LITUMBA BLEIBT HIER. Seit 1992 lebt der 43-jähri-

ge Kongolese in Deutschland und engagiert sich in der

Exil-Opposition. Mehrmals beantragt er politisches Asyl, doch

das Gericht glaubt nicht an seine politische Verfolgung. Im Mai

2000 erscheint Senge Litumba nicht am Flughafen zu seiner anbe-

raumten Abschiebung. Als es um vier Uhr morgens an seiner Tür

klopft, springt Herr Litumba aus dem Fenster seiner Wohnung im

dritten Stock. Er überlebt mit Armbruch. Unterstützt durch

flucht.punkt stellt er einen Asylfolgeantrag, der erneut abgelehnt

wird. Senge Litumba zieht vor Gericht – und gewinnt. Das Ver-

waltungsgericht verbietet der Ausländerbehörde, ihn abzuschie-

ben, als es erfährt, dass er dem kongolesischen Geheimdienst

namentlich bekannt ist. Seitdem lebt Herr Litumba als anerkann-

ter politischer Flüchtling in Hamburg. An die letzten Jahre denkt

er nur ungern: »Ich habe diese schwere Zeit überstanden, weil

flucht.punkt immer an meiner Seite war«.

D e r  E x i l - K o n g o l e s e  S E N G E  L I T U M B A  s o l l t e  a b g e s c h o b e n  w e r d e n . H e u t e

l e b t  e r  a l s A N E R K A N N T E R  P O L I T I S C H E R  F L Ü C H T L I N G i n  H a m b u r g .

*Die Arbeit von flucht.punkt ist und bleibt hoffentlich 
die Messlatte für grüne Flüchtlingspolitik.

Antje Möller, GAL-Bürgerschaftsabgeordnete, zuständig für Flüchtlings- und Innenpolitik

Behörde – auch in Hamburg – endlich am Kindeswohl orien-

tieren und nicht daran, wie sie die nächste Abschieberekord-

zahl erreichen kann.

Im Sommer 2003 versuchte die Ausländerbehörde erst-

mals, Kinder von ihren hier lebenden Eltern zu trennen und

außer Landes zu bringen. Kein anderes Bundesland plan-

te bislang Kindesentziehungen um abschieben zu

können. Bekanntester, aber nicht einziger Fall: Gifty (12)

und Sylvia (13) Oppong. Die Behörde wollte die Schwestern

nach Ghana in ein Waisenhaus abschieben, obwohl die

Mutter der Kinder ein dauerhaftes Bleiberecht in Deutsch-

land hat. Der Fall sorgte auch international für so viel

Aufsehen, dass die Innenbehörde letztlich einlenken musste.

Drei weiteren Familien, deren Kinder in ein Waisenhaus in

Ghana abgeschoben werden sollen, hat flucht.punkt gehol-

fen, Verfassungsbeschwerden in Karlsruhe einzulegen. Wann

das Verfassungsgericht über die Beschwerden entscheiden

wird, ist ungewiss. Bis dahin schützt die Öffentlichkeit –

solange das mediale Interesse groß genug ist, sind die Kinder

einigermaßen in Sicherheit.
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Was will und was kann parteiliche Beratungs- und Öffent-

lichkeitsarbeit für Flüchtlinge, wie wir sie seit zehn Jahren

anbieten, überhaupt noch leisten? Immer mehr europäische

Länder ziehen sich – unter der Vorreiterschaft des Bundesin-

nenministers Otto Schily und des britischen Premierministers

Tony Blair – aus der Verantwortung für den internationalen

Flüchtlingsschutz zurück; nicht schleichend, sondern unum-

wunden. Offensiv werden die Aufrüstung an den EU-Außen-

grenzen und Abfanglager in Nordafrika diskutiert. Sind die

Einzelfälle, in denen wir und andere engagierte HelferInnen

für die betroffenen Flüchtlinge etwas erreichen können, nicht

Tropfen auf dem heißen Stein? Macht Flüchtlingsarbeit über-

haupt noch Sinn angesichts der politischen Entwicklung der

vergangenen Jahre? 

Wir meinen: Ja! Jeder erfolgreiche Einzelfall eröffnet

einer Familie eine neue Perspektive und verhindert,

dass Menschen in Gefahr geraten. Und auch bei Miss-

erfolg waren unsere Bemühungen nicht umsonst – und sei es

nur, weil wir den Betroffenen das Gefühl vermitteln konnten,

dass jemand ihnen zuhört, sie ernst nimmt und sich für ihre

Rechte einsetzt.

Daneben aber ist die konkrete Einzelfallarbeit die Grund-

lage jeder erfolgreichen Öffentlichkeitsarbeit. Nur so können

wir Beispiele für Behördenwillkür dokumentieren, nur so las-

sen sich die Auswirkungen des abstrakten Ausländerrechts auf

einzelne Schicksale herunterbrechen, nur so bleiben die prak-

tischen Probleme der Betroffenen auch den politischen

Lobbyorganisationen präsent.

Nur wenn wir Öffentlichkeit herstellen, kann es
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Schills Nachfolger, Innen-
senator Dirk Nockemann
(PRO), feiert 3.184 Abschie-
bungen in 2003 als Rekord.

Das Projekt »Einzelvormundschaf-
ten für unbegleitete minderjährige

Flüchtlinge« des Flüchtlingsrates
Schleswig-Holstein e.V. erhält den

Förderpreis Eine Welt 2004 der NEK. 

Die NEK fordert: »Die Opfer
von Folter, Vergewaltigungen
und anderen schweren
Gewalttaten genießen
Abschiebungsschutz». 

Bundesinnenminister Otto Schily (SPD) führt die
Abschlussverhandlungen zum Zuwanderungsgesetz

mit dem saarländischen Ministerpräsidenten Peter
Müller (CDU) und Bayerns Innenminister Günther

Beckstein (CSU) – ohne den grünen Koalitionspartner. 

Die Sozialbehörde entscheidet, die Therapie-
einrichtung der »Gesellschaft zur Unter-

stützung von Gefolterten und Verfolgten e.V.«
zum Ende des Jahres zu schließen.

Bürgermeister Ole von Beust kündigt die
Gründung eines »Welcome to Hamburg«-
Centers an. Zielgruppe sind nicht Flücht-
linge, sondern Hochqualifizierte,
Geschäftsleute und Studierende.

Die »Lila Schleife« wird zum Symbol für Gast-
freundschaft gegen Fremdenfeindlichkeit. 
Die Aktion der Nordelbischen Kirche weist auf
Probleme illegalisierter Flüchtlinge hin.

06  04

AMINATA KABORÉ WIRD 1999 AUS DEUTSCHLAND ABGE-

SCHOBEN. In Burkina Faso will ihre Familie sie zur Ehe

mit einem ihr Unbekannten zwingen. Helfershelfer überfallen

die junge Frau und amputieren ihr bei vollem Bewusstsein die

Klitoris. Noch unter Schock gelingt Frau Kaboré die Flucht nach

Hamburg. Sie beantragt kein Asyl:»Ich fühlte mich zu wund 

und glaubte, die Belastung der Asylanhörung nicht ertragen 

zu können.« Frau Kabore kommt wegen illegalen Aufenthaltes in

Abschiebungshaft. Ihr Freund wendet sich verzweifelt an

flucht.punkt. Die MitarbeiterInnen setzen alle Hebel in Bewegung,

um Aminata Kaboré vor der Abschiebung zu retten. Gemeinsam

mit terres des femmes, Alice Schwarzer und anderen Solidarischen

gelingt flucht.punkt das Unmögliche: Das Bundesamt für die Aner-

kennung ausländischer Flüchtlinge stoppt im April 2003 die

Abschiebung und will den Fall neu prüfen. Im Januar 2004

erkennt es die Abschiebungshindernisse endgültig an.

M I T  V E R E I N T E N  K R Ä F T E N  G E R E T T E T : Z a h l r e i c h e  U n t e r s t ü t z e r I n n e n

m a c h t e n  s i c h  f ü r F R A U  K A B O R É s t a r k . L e t z t l i c h  e r k a n n t e  d a s  B u n d e s -

a m t  d i e  » g e s c h l e c h t s s p e z i f i s c h e  Ve r f o l g u n g «  a l s  A b s c h i e b u n g s h i n -

d e r n i s s  a n .

flucht.punkt
Beharrlich, parteilich, notwendig



gelingen, substanzielle Verbesserungen für Flücht-

linge zu erlangen. Denn wir sind überzeugt davon, dass

die Mehrheit der Bevölkerung nicht einverstanden damit

wäre, wenn sie wüsste, wie Flüchtlinge in Hamburg

behandelt werden. Wir sind uns sicher, dass selbst die dif-

fuse Angst vor Zuwanderung nicht den Blick dafür ver-

sperren kann, dass es unser aller ethische Pflicht ist,

Flüchtlinge bei uns aufzunehmen, statt die Hauptlast der

Flüchtlingsströme von den Staaten der so genannten

Dritten Welt tragen zu lassen. Wir glauben daran, dass das

Unrechtsbewusstsein der Menschen aufbegehren würde,

wenn sie erführen, dass ihre Kollegin, ihr Schulfreund, ihre

Nachbarn nach jahrelangem Leben in Deutschland über

Nacht abgeschoben werden. Wir setzen darauf, dass han-

delt, wer erkennt, dass das Unrecht überwiegt. Kirchliche

Flüchtlingsarbeit bleibt also notwendig – gerade in Zeiten,

in denen immer mehr Beratungs- und Betreuungs-

angebote für Flüchtlinge abgebaut werden.

Vieles, worunter Flüchtlinge in Hamburg beson-

ders leiden, könnte sofort geändert werden. Das

Ausländerrecht ist zwar Angelegenheit des Bundes. Doch

den Bundesländern bleibt ein erheblicher Ermessensspiel-

raum. Hamburg könnte ihn im Sinne der Flüchtlinge nut-

zen.

So könnte Hamburg sofort:

– die zentrale Ausländerbehörde auflösen, um statt des-

sen eine ergebnisoffene und ganzheitliche Behandlung

neu ankommender Flüchtlinge in den Bezirksämtern zu

gewährleisten;

– das Therapieangebot für traumatisierte Flüchtlinge

erhalten und erweitern;

– medizinische und humanitäre Abschiebungshindernisse

anerkennen und im Zweifel durch Gesundheitsämter prü-

fen lassen, ob ein Abschiebungshindernis vorliegt;

– den Schutz von Ehe und Familie nach Artikel 6 des

Grundgesetzes respektieren, z.B. bei der Verteilung von

AsylantragstellerInnen und bei Abschiebungen;

– das Kindeswohl über die Ausreisepflicht stellen;

– befristete Aufenthaltsbefugnisse statt Duldungen aus-

stellen, wenn feststeht, dass eine Ausreise oder Abschie-

bung in den nächsten sechs Monaten nicht erfolgen kann.

– darauf verzichten, Jugendliche durch Abschiebung von

der Familie zu trennen, sobald sie volljährig geworden sind.

Und Sie? Was können Sie tun? Das Wichtigste ist

»Weitersagen«! Zu wenige Menschen wissen, was

in dieser Stadt mit ausländischen Menschen pas-

siert.

Überzeugen Sie Ihre Freunde und Freundinnen und

Bekannte davon, sich über das Thema zu informieren.

Fragen Sie nach, wenn von »Asylbetrügern«, »Illega-

len«, »straffälligen Ausländern« die Rede ist. Es gibt viele

Straftatbestände, die nur ausländische Menschen begehen

können, weil nur sie – anders als Deutsche – gegen das

komplizierte Ausländergesetz verstoßen können. Und als

illegal gelten auch Kinder, die »über den Kreißsaal« einge-

reist sind, das heißt, die von geduldeten Müttern in

Deutschland geboren wurden.

Fragen Sie nach, wenn ausländische MitschülerInnen

Ihrer Kinder »verschwinden«. Informieren Sie uns, wenn

sie von verschwundenen Familien erfahren. Wenn Sie

selbst sich vorstellen könnten, eine Petition zu unterstüt-

zen oder selbst einen offenen Brief an die Bürgerschaft zu

schreiben, dann rufen Sie uns an oder schreiben Sie uns.

Helfen Sie uns, die Not dieser Menschen und die beschä-

menden Methoden in dieser Stadt ans Licht zu bringen.

Vieles, was in dieser Stadt – und in unser aller Namen –

geschieht, ist schwer zu glauben. Schreiben Sie uns, wenn

Sie Fragen oder Zweifel haben. Fragen Sie nach, verlangen

Sie Belege, aber: Schauen Sie nicht weg!
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Das Verwaltungsgericht in Freiburg erklärt die Praxis der Hamburger
Ausländerbehörde, das Alter junger Asylsuchender per »Inaugen-
scheinnahme« festzulegen, für rechtswidrig. Behördensprecher
Smekal: Das »veranlasst uns nicht, die Praxis zu ändern.«

Nach dem Eklat um die Cap Anamur
schlägt Bundesinnenminister Otto
Schily Abfanglager (so genannte
Aufnahmeeinrichtungen) für
Flüchtlinge in Nordafrika vor.

flucht.punkt wird 10.Der Bundestag verabschiedet,
mit Zustimmung des Bundes-
rates, das Zuwanderungs-
gesetz. Es wird am 1.1.2005 
in Kraft treten.

*flucht.punkt steht bei uns für Kompetenz, Kreativität und langen
Atem – das scheinbar Unmögliche wird von Euch zumindest versucht.

Dietrich Gerstner, Brot & Rosen



Flüchtlinge müssen sich an jede Einzelheit aus ihrem

Leben vor und auf der Flucht »detailliert und wider-

spruchsfrei« erinnern können. Das Bundesamt für die

Anerkennung ausländischer Flüchtlinge prüft in mehr-

stündigen Anhörungen, wer Asyl oder Abschiebungsschutz

bekommt – und wer nicht. Die kleinste Unstimmigkeit

lässt die Bundesamt-MitarbeiterInnen die Glaubwürdig-

keit der Flüchtlinge anzweifeln. Die Umstände dieser

»Gespräche« sind für viele Betroffene sehr belastend. Zu

sehr erinnert das Setting politisch Verfolgte an Verhöre im

Herkunftsland. Das Bundesamt begründet die Ablehnung

von Anträgen unter anderem damit, dass die »Schwelle,

die bloße Belästigung von der politischen Verfolgung

trennt, nicht überschritten« worden sei; schwere Körper-

verletzung durch Sicherheitskräfte habe keine »asylbe-

gründende Eingriffsintensität«.

Auszug aus einem Anhörungsprotokoll

(Januar 2000)
Frage: Warum haben Sie nicht direkt nach Ihrer Einreise

einen Asylantrag gestellt?

Antwort: Ich war physisch nicht in der Lage gewesen, ich

musste mich erst mal etwas ausruhen und beruhigen und

habe erst danach einen Asylantrag gestellt. Mein Mann

lebt als Asylbewerber hier.

F: Wieso haben Sie sich nach Ihrer Einreise nicht bei Ihrem

Ehemann aufgehalten? Wieso sind Sie statt dessen zu

Freunden und Verwandten?

A: Mein Mann darf ja den Wohnort nicht verlassen.

F: Wissen Sie, weshalb Ihr Ehemann ausgereist ist?

A: Er war Funktionär. Er wurde von der Polizei abgeholt.

F: Weshalb haben Sie Ihr Heimatland verlassen?

A: Im Gefängnis in (...) wurden zwölf Revolutionäre getötet.

Während einer Demonstration wurde ich festgenommen,

zehn Tage lang auf der Wache massiv gefoltert. Man hat

mich berührt und darunter musste ich sehr leiden. Nach

meiner Freilassung wurde mir die Arbeit gekündigt. Ich

war psychisch sehr stark gestört und habe mich dann zur

Ausreise entschlossen.

F: Wurden Sie während dieser zehn Tage einem

Staatsanwalt oder Richter vorgestellt?

A: Nein.

F: Aber das ist sehr ungewöhnlich.

A: Nein, in der Türkei ist es ja so, dass man 10 bis 20 Tage

festgehalten werden kann. Die Rechtsanwälte haben ja

dafür gesorgt, dass ich freigekommen bin.

F: Sind Sie sicher, dass zwölf Häftlinge getötet wurden?

A: Ja, es wurde auch in den Zeitungen veröffentlicht.

F: Meine Informationen gehen aber dahin, dass nur zehn

Häftlinge umgekommen sind.

A: Ich wusste von zwölf Personen, es können auch zehn

gewesen sein, genau kann ich mich daran nicht erinnern.

F: Das kommt mir unglaubhaft vor. Jemand, der für die

Gefangenen demonstriert, müsste doch viel besser

Bescheid wissen und nicht nur das, was in der Zeitung

stand, oder?

A: Es ist nicht so, wie Sie das behaupten. Ich bin davon

ausgegangen, dass zwölf Häftlinge erschossen wurden.

F: Können Sie mir das etwas genauer schildern, was da

genau mit Ihnen passiert ist und wann, wie lange diese

Folterungen anhielten? 

A: Man hat die Demonstrationsteilnehmer auf die Wache

gebracht. Später wurde ich dann in einen anderen Raum

Auf dem Prüfstand:
Anhörungen beim Bundesamt 



gebracht, auf einen Stuhl gebunden, ich wurde getreten.

Man wollte wissen, ob ich diese Demonstration organi-

siert habe. Sie haben mich mit dem Stuhl umgeworfen, an

den Haaren gezogen und wieder aufgerichtet. Sie haben

mich geohrfeigt, getreten und sie sagten mir, dass sie wis-

sen würden, dass ich an einem Hungerstreik teilgenom-

men habe. Ein paar Tage später wurde ich auch von ihnen

überall angefasst.

F: Was genau ist mit Ihnen passiert, sie sagen ja, sie wären

sehr massiv gefoltert worden.

A: Sie haben mich mit ihren Händen am ganzen Körper

angefasst, meine Brüste, meinen Bauch, alles. Sie haben

mich nicht vergewaltigt. Sie haben mich nur bedroht, dass

sie mich in die Wälder bringen und dort töten könnten. Sie

haben mir Ohrfeigen gegeben und getreten. Man hat mich

auf einen Stuhl gebunden. Man hat mir meinen Pullover

ausgezogen, ich trug damals ein sehr dünnes Unterhemd.

F: Hatten Sie schon einmal Probleme mit den Sicherheits-

behörden gehabt?

A: Anlässlich des Newroz-Festes kam die Polizei und hat

uns überfallen. Ich wurde festgenommen und zwar einmal

für eine Woche, für fünf Tage und dann für vier Tage. Wir

haben nur gefeiert und die Polizei hat uns festgenommen,

obwohl man vorher sagte, dass wir es tun dürften.

F: Was konkret befürchten Sie bei einer eventuellen

Rückkehr in die Türkei?

A: Ich könnte wie Millionen andere Menschen unter

Festnahme getötet werden.

F: Weshalb befürchten Sie das?

A: Weil man, als man mich freiließ, gedroht hat, dass man

noch nicht mit mir fertig sei.

F: Soweit Sie mir vorgetragen haben, wurde gegen Sie aber

doch nie Anklage erhoben. Für mich sieht das so aus, dass

sie sich dann nach Ihrer Rückkehr in die Türkei ohne wei-

teres niederlassen könnten?

A: Die Sicherheitskräfte haben unsere Plantage in Brand

gesetzt. Meine gesamte Existenz ist in (...), (dort) kann ich

mich nicht aufhalten, da ja meine Anschrift dort bekannt

ist und ich von den Sicherheitskräften nicht in Ruhe gelas-

sen werde.

Aus dem Ablehnungsbescheid:
Die Antragstellerin wird aufgefordert, innerhalb eines

Monats die Bundesrepublik zu verlassen. Gegen die

behauptete Verfolgungsfurcht spricht der Zeitpunkt der

Asylantragstellung. Einem tatsächlich politisch Verfolgten

müsste es sich geradezu aufdrängen, den deutschen

Behörden möglichst rasch nach der Einreise sein Ge-

fährdungs-/Verfolgungsschicksal dazulegen. Die Volks-

gruppe der Kurden war und ist in der Türkei keinen lan-

desweiten staatlichen Verfolgungsmaßnahmen ausge-

setzt.

Die Zitate sind wörtlich; längere Auslassungen sind nicht

eigens gekennzeichnet.

*Es ist schwer, mitanzusehen, wenn man nicht helfen kann. Trotzdem setzen sich
die MitarbeiterInnen von flucht.punkt mit Herz und Verstand für Flüchtlinge ein.
Ich wünsche ihnen alle Unterstützung für diese Arbeit. 

Gisela Wiese, Pax Christi



Mittwochmorgen 9.00 Uhr. Das flucht.punkt-Team

bereitet sich auf die Sprechstunde vor: Kaffee kochen,

Anrufbeantworter abhören, Post und emails checken,

Termine für den heutigen Vormittag sichten, Schildkröte

Ally füttern. Anne Harms hat ihr gerade einen frischen

Salatberg in die Wüstenlandschaft getürmt, da steht

schon Herr Z., ein älterer Herr aus Afghanistan, in der Tür.

Er hat gerade seine Duldung in der Ausländerbehörde ver-

längern lassen. Herr Z. möchte nur eine Kopie machen las-

sen und ein bisschen erzählen. Doch die morgendliche

Idylle im Wartezimmer hält nicht lange vor. Eine Frau mit

schwarzem Kopftuch sinkt erschöpft auf einen Stuhl. Frau

E. ist Kurdin aus der Türkei und ist erst vor ein paar Tagen

wegen ihres Anfallsleidens erneut im Krankenhaus gewe-

sen. Sie bringt ihren Entlassungsbericht und ein Attest

vorbei, das sie in der Ausländerbehörde abgeben wird.

Frau E. ist seit einigen Jahren Klientin von Almut Jöde,

die bereits eine Familie zur Beratung in ihr Zimmer gebe-

ten hat. Frau U. übersetzt für ihre Eltern, die für den näch-

sten Tag 5.30 Uhr eine Meldeauflage für die Ausländer-

behörde haben. Das Ehepaar soll also tatsächlich am näch-

sten Morgen in den Kosovo abgeschoben werden. Almut

Jöde erklärt der aufgeregten Tochter, dass ihre letzte Chan-

ce ein Eilantrag ans Gericht sei, während ihre apathisch

wirkenden Eltern die Übersetzung an sich vorbeirauschen

lassen. Die Familie nimmt im Wartezimmer Platz. Uwe

Giffei formuliert den Eilantrag, damit Almut Jöde sich um

Frau E. kümmern und Anne Harms den nächsten Klienten,

Herrn W. aus Tschetschenien, in ihrem Zimmer beraten

kann. Ein Hamburger Kinderkrankenhaus braucht den

erfahrenen Kinderchirurgen W. dringend. Er bittet Anne

Harms, sich für seine Berufszulassung einzusetzen. Sie

muss ihn enttäuschen: Ohne Aufenthaltstitel keine

Zulassung. Sie ruft in der Klinik an und erklärt dem

Chefarzt die Situation. Danach kümmert sie sich um sei-

nen Cousin L., der sich nach 15 Monaten Aufenthalt in

Deutschland dazu entschlossen hat, doch einen Asyl-

antrag zu stellen. Anne Harms vereinbart mit Herrn L.

einen Termin zur Vorbereitung seiner Anhörung beim

Bundesamt und bittet Annette Kondratyeva darum, dann

zu dolmetschen. Im Gegenzug wird ihr der Hörer in die

Hand gedrückt: Ein Sozialarbeiter aus einer Wohnunter-

kunft möchte wissen, was jetzt mit Familie M. aus Bosnien

sei... Die Mutter von zwei minderjährigen Söhnen, die sich

derzeit in der Psychiatrie eines Krankenhauses befindet,

musste auf Druck der Ausländerbehörde einen Asylantrag

stellen und soll nun nach Thüringen verteilt werden. Anne

Harms stellt das Gespräch auf ihren Apparat um. »Ich hol

Sie gleich ’rein« wirft sie in den Warteraum und stolpert

über ein spielendes Kind, eine Holzente und zwei große

Kartons, die der Kurier gerade im Flur abgestellt hat, in ihr

Zimmer. Almut Jöde bittet Familie U. in ihr Zimmer und

erklärt ihr, was es mit dem Eilantrag auf sich hat. Annette

Kondratyeva zieht die Kartons in ihr Büro und gleich mit

sich eine ältere russischsprachige Dame. Seit Monaten hat

die todkranke Frau immer wieder den operativen Eingriff

zur Entfernung ihres Gehirntumors verschoben, weil sie

auf die Einreisegenehmigung ihres Sohnes aus der Rus-

sischen Föderation hofft. Wieder das Telefon. Herr R. hat

einen Brief vom Gericht bekommen. Er möge ihn bitte

faxen, Frau Harms melde sich dann nach der Sprech-

stunde.

Ein Bekannter eines Kurden aus der Türkei ruft an. Sein

Kollege sei »illegal«, ob flucht.punkt irgend etwas für ihn

tun könne. Er könne gerne noch vorbeikommen, müsse

aber seine vollständige Akte mitbringen.Anne Harms wirft

in die Runde, dass flucht.punkt dringend ein Statement

zur Presseklärung der Innenbehörde abgeben müsse, in

der diese neuesten Abschiebungszahlen als Rekorde feiert.

Uwe Giffei, der bereits den Eilantrag für die Familie U.

ans Gericht gefaxt und gerade eine Klagebegründung für

eine Roma-Frau aus Jugoslawien formuliert, schreibt den

Pressetext. Herr R. ruft wieder an. Er möchte das Fax jetzt

schicken.

Im Nebenzimmer diskutiert Almut Jöde gerade mit

Herrn M., der wegen seines Freundes Carlos aus Kolum-

bien in die Sprechstunde gekommen ist. Carlos sei als

Ein Tag im flucht.punkt



17jähriger seiner Familie nach Deutschland nachgereist,

habe aber erst kürzlich festgestellt, dass seine Aufent-

haltserlaubnis seit acht Jahren abgelaufen ist. Seine

Familie habe ihm versprochen, sich um die Verlängerung

zu kümmern. Er könne ja nichts dafür, dass er, seine Frau

und seine beiden Kinder jetzt »illegal« sind. Almut Jöde

versucht ihm geduldig, die Grenzen der Möglichkeiten von

flucht.punkt aufzuzeigen.

12.00 Uhr Uhr Anne Harms ruft Herrn und Frau K.,

Hindus aus Afghanistan, zu sich herein. Sie muss die

Familie mit Hilfe eines Dolmetschers auf ihre Verhandlung

beim Verwaltungsgericht vorbereiten. Ein Mann mit einem

Stapel Papier in der Hand steht bei Annette Kondratyeva

in der Tür. Leise sagt er, er habe vorhin angerufen.Wo denn

sein Freund sei?, fragt sie ihn. Der Mann zögert, fragt, ob

flucht.punkt wirklich nichts mit dem Staat zu tun habe

und ob man ihm hier überhaupt helfen könne. Offen-

sichtlich geht es um ihn selbst. Er möge doch bitte einen

Moment Platz nehmen, bis die Beraterin für ihn Zeit hat.

Almut Jöde telefoniert gerade für eine neue Klientin mit

einem Anwalt. Sie bittet ihn, das Asylverfahren einer im

Falle ihrer Rückkehr von Steinigung bedrohten Witwe aus

Nigeria zu übernehmen. Dann wieder Herr. R. am Telefon,

ob das Fax jetzt da sei.

Anne Harms kümmert sich derweil um ein 16-jähriges

Mädchen aus Albanien, das dringend wegen einer Risiko-

schwangerschaft ins Krankenhaus muss. Am Telefon

nimmt sie einen Arzt in die Pflicht, der das Mädchen

eigentlich nur gegen eine Kostenübernahme aufnehmen

will, weil sie sich »illegal« in Deutschland aufhält.

Anschließend erklärt sie einem Fernsehjournalisten,

dass der flucht.punkt ihm keine Frau, die wegen Ehebruchs

geflohen ist, für seinen Beitrag zur Strafrechtsreform in der

Türkei vermitteln könne.

Herr D. aus der D.R. Kongo fragt an, ob er nicht zu

flucht.punkt ins Kirchenasyl könne – er solle bald abge-

schoben werden. Der Mann spricht nur französisch, daher

muss Almut Jöde ihm klar zu machen, dass flucht.punkt

eine Beratungsstelle ist und keine Möglichkeit hat, Flücht-

lingen einen derartigen Schutzraum zu bieten.

Es ist 14.00 Uhr. Der Fußboden des Warteraums ist

mit Bilderbüchern und Legosteinen übersät. Herr R. ruft

an. Die Sprechstunde sei jetzt zu Ende, ob er jetzt mit Frau

Harms über sein Fax sprechen könne. Almut Jöde berät

gerade noch den volljährigen Sohn einer kurdischen Fa-

milie, der seine Arbeitserlaubnis nicht bekommen hat, weil

sein Arbeitgeber ihn unterbezahlt. Er versteht das nicht.

Das sei doch seine Sache, wenn er für vier Euro pro Stunde

arbeiten wolle.

Uwe Giffei widmet sich bis zur nachmittäglichen

Teamsitzung der Rechtsrecherche, liest und bestellt

Urteile, wertet juristische Fachzeitschriften aus. Almut

Jöde und Anne Harms arbeiten derweil fieberhaft die

Zettel mit den Rückrufbitten ab.

15.00 Uhr Das flucht.punkt-Team sitzt zusammen,

lässt die Sprechstunde Revue passieren.

Bis 17.00 Uhr bespricht das Team Fälle, sortiert

Termine, plant Veranstaltungen, verteilt Aufgaben: Dr. D.

muss wegen Krankheit seine Teilnahme als Referent am

Zuwanderungsworkshop absagen. Ersatz muss her.

Eine Psychotherapeutin hat einen Therapieplatz frei.

Welcher Klient von den vielen, die seit Monaten auf einen

Platz warten, soll vermittelt werden? Eine Anfrage aus

dem Klinikum Nord: In einem Monat tagt das Forum

Psychotraumatologie über den Umgang der Ausländer-

behörde und der Gerichte mit traumatisierten Flücht-

lingen. Wer übernimmt den Vortrag? 

Anschließend kehrt das Team wieder an die Schreib-

tische zurück. Für Uwe Giffei und Annette Kondratyeva

endet der Tag heute um 18.00 Uhr, Anne Harms und

Almut Jöde werden sich gegen 19.30 Uhr zum monatli-

chen Anwaltstreffen aufmachen, um sich mit Rechts-

anwältInnen fachlich auszutauschen. Die Aktenstapel wer-

den noch sortiert und warten auf ihre Bearbeitung am

nächsten Tag.

*Die Arbeit von flucht.punkt ist für Hamburg unverzichtbar geworden. 
Der Einsatz seiner MitarbeiterInnen ist aufopfernd und lobenswert 
sachverständig. Sie verdient jede Unterstützung. 

Rechtsanwältin Annette Voges und Rechtsanwalt Hartmut Jacobi



Ally

Bald 3 Jahre alt,

zur Zeit 198 Gramm

afrodeutsche Riesenschildkröte

seit Anfang 2003 im flucht.punkt

Annette Kondratyeva

36 Jahre alt

ehemalige Kriminalkommissarin,

Fremdsprachenkorrespondentin

seit März 2002 im flucht.punkt

Almut Jöde

28 Jahre alt

Diplom Sozialpädagogin

seit Oktober 1998 im flucht.punkt

Anne Harms

36 Jahre alt

Diplom Sozialpädagogin

seit Dezember 1994 im

flucht.punkt

Uwe Giffei

32 Jahre alt

Student der Geschichte und

Politikwissenschaft

seit Oktober 2001 im flucht.punkt



Es darf etwas mehr sein!

flucht.punkt wird von der evangelischen Kirche finan-

ziert. Damit sind die laufenden Kosten der Beratungsstelle

gesichert.

Doch es gibt bei der Arbeit mit Flüchtlingen täglich

Situationen, in denen wir auf Spenden angewiesen sind,

zum Beispiel weil KlientInnen dringend Rechtsbeistand

oder ärztliche Betreuung brauchen.

Mit Ihren Spenden finanzieren wir den flucht.punkt-

Rechtshilfefonds, aus dem wir AnwältInnen für Flüchtlinge

bezahlen. Außerdem verwenden wir Ihre Spenden für

besondere Aufwendungen in der laufenden Arbeit wie zum

Beispiel medizinische Behandlungen und Laborkosten für

Illegalisierte, aber auch für Kampagnen der Öffentlich-

keitsarbeit.

Wenn Sie uns unterstützen wollen, überweisen Sie bitte

Ihre kleine oder große Spende auf unser Konto bei der 

Ev. Darlehensgenossenschaft eG Kiel

Empfänger: Kirchenkreis Altona

Kontonummer 50091

BLZ 210 602 37

Stichwort 5009.195.01.82100 (fluchtpunkt) 

Für Ihre Spende erhalten Sie eine Spendenquittung.

Bitte schreiben Sie dafür Ihre Adresse auf die Überwei-

sung. Die Spenden sind steuerlich absetzbar.

Herzlichen Dank!
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